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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Versammlung der Westeuropäischen Union 


über die Tagung der Versammiung vom 5. bis 8. Juni 1989 


Während des ersten Teils ihrer 35. ordentüchen Sitzungsperiode 
erörterte die Versammlung der Westeuropäischen Union Berichte, 
behandelte die übhchen geschäftsordnungsmäßigen Vorgänge 
und faßte Beschlüsse, die sich mit folgenden Themen befaßten: 


Bericht des Präsidialausschusses der Versammlung 

— Hierzu sprach Abg. Dr. Ahrens (S. 7). 


Politische Fragen 

— Zweiter Teü des 34. Jahresberichtes des Rates. 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Scheer (S. 12), Irmer (S. 12) und 
Prof. Dr. Soell (S. 23). 

— Die Entwicklung der Ost- West-Beziehungen und die Sicherheit 
Westemopas {Empfehlung 471 — S. 27). 

Hierzu sprachen die Abg. Prof. Dr. Soell (S. 22), Dr. Klejdzinski 
(S. 23), Dr. Müller (S. 24), Böhm (Melsungen) (S. 26) und Dr. 
Ahrens (S. 27). 

— Die Zukunft der Sicherheit Europas — Antwort auf den Jahres- 
bericht des Rates (Empfehlung 472 — S. 31). 

Hierzu sprachen die Abg. Prof. Dr. Soell (S. 28) und Antretter 
(S. 29). 

— Ansprache von Verteidigungsnünister Jean-Pierre Chevene- 
ment (Frankreich). 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Ahrens (S. 32), Steiner (S. 32) und 
Dr. Klejdzinski (S. 32). 
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— Verurteilung der Unterdrückung und des an Studenten und 
anderen Personen begangenen Massakers in der Volksrepublik 
China {Entschließung 80 — S. 22). 

Hierzu sprachen die Abg. Kittelmann (S. 15), Dr. Ahrens (S. 17), 
Antretter (S, 18), Dr. Klejdzinski (S. 19), Dr. Feldmann (S. 20), 
Reddemann (S. 20) und Dr. Müller (S. 21). 

— Ansprache des Generalsekretärs der WEU, Willem van Eekelen. 
Hierzu sprach Abg. Reddemann (S. 7). 


Verteidigungsfragen 

— Stand der Sicherheit Europas — Eingreifverbände und Verstär- 
kungskräfte für die Bereiche Europa-Mitte und -Nord (Empfeh- 
lung 469 — S. 9). 

Hierzu sprach Abg. Dr. Müller (S. 7). 

— Die derzeitigen Aspekte der Rüstungskontrolle: die westeuro- 
päische Position — Antwort auf den Jahresbericht des Rates 
(Empfehlung 470 — S. 14). 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Feldmann (S. 13) und Kittelmann 
(S. 14). 


Wissenschaft und Technik 

— Neue Technologien und ihre Auswirkungen auf die Verteidi- 
gung Europas (Empfehlung 473 — S. 33). 


Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

— Die Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit 
(Entschließung 81 — S. 34). 


Haushalt 

— Stellungnahme zu den Haushalten der Ministerorgane der 
Westeuropäischen Union für die Haushaltsjahre 1988 (revidiert) 
und 1989 (Empfehlung 468 — S. 11). 

Hierzu sprach Abg. Frau Pack (S, 10). 


Zum Ablauf der Tagung 

Die Reden und Fragen der deutschen Mitglieder der Versammlung 
sowie die Beschlußtexte sind nachstehend im Wortlaut abge- 
druckt, die Antworten zusammengefaßt wiedergegeben. 

Die Versammlung wählte erneut Abg. Charles Goerens (Luxem- 
burg) zu ihrem Präsidenten und Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell zu 
ihrem deutschen Vizepräsidenten. Ebenfalls in ihren Ämtern be- 


2 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


stätigt wurden Abg. Dr, Karl Ahrens als Vorsitzender des Politi- 
schen Ausschusses und Frau Doris Pack als stellvertretende Vor- 
sitzende des Haushaltsausschusses. Abg. Frau Leni Fischer wurde 
als stellvertretende Vorsitzende des Ausschusses für die Beziehun- 
gen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit gewählt. 

Den Bericht des Rates der WEU trug der amtierende Vorsitzende, 
der britische Verteidigungsminister George K. H. Yoimger, vor. 

Zu der Versammlung sprachen weiterhin der neue Generalsekre- 
tär der WEU, Willem van Eekelen, und der französische Verteidi- 
gungsminister Jean-Pierre Chevönement. 

An der Tagung nahmen parlamentarische Beobachter aus Däne- 
mark, Kanada, Norwegen, Portugal, Spanien imd der Türkei 
teil. 


Schwerpunkte der Beratungen 

Die Tagung der Versammltmg wmde durch zwei herausragende 
Ereignisse bestimmt; zum einen das aktuelle politische Geschehen 
in der Volksrepublik China und zum anderen das Ergebnis des 
letzten NATO-Gipfels in Brüssel. 

In einer Dringhchkeitsdebatte verurteüte die Versammlung in 
scharfer Form die grausame Unterdrückung friedlicher Proteste 
von Studenten und anderen freiheitsliebenden Menschen durch 
das chinesische Regime und beschloß einstinimig, bei der Regie- 
rung der Volsrepublik China gegen dieses verabscheuirngswür- 
dige Massaker an der Bevölkerung mit Nachdruck zu protestieren. 
In einer Schweigeminute gedachten die Abgeordneten der wäh- 
rend der Unruhen umgekommenen Menschen. 

In der Debatte zu dem Thema „Die derzeitigen Aspekte der 
Rüstungskontrolle — Antwort auf den Jahresbericht des Rates" 
äußerten sich die Abgeordneten aUgeniein zuMeden über die Er- 
gebnisse des Brüsseler Gipfeltreffens imd begrüßten den Begiim 
der Verhandlrmgen über konventionelle Streitkräfte in Europa 
(VKSE). Kontrovers wurde die Frage zu der Einleitung von Ver- 
handlungen über nukleare Kurzstreckenwaffen geführt. Während 
sich auf der einen Seite Abgeordnete für den sofortigen Beginn der 
Verhandlungen einsetzten, sprachen sich andere für ein Abwarten 
des Ergebnisses der VKSE aus. Die Versammlimg einigte sich' 
mehrheitlich auf eine Empfehlung, in der die Aufnahme von Ver- 
handlungen über Kurzstreckenwatien (SNF) gefordert wird, ohne 
ein Datiun für den Beginn der Verhandlungen festzulegen. Mei- 
nungsverschiedenheiten kamen auch bei der Frage der Notwen- 
digkeit der Existenz von nuklearen Kurzstreckenwatien im Hin- 
bück auf das Prinzip der Abschreckung zum Ausdruck. Die Parla- 
mentarier brachten in einer Empfehlung zum Ausdruck, daß Kurz- 
streckenwaffen Bestandteü einer glaubwürdigen Abschreckung 
sind, die selbst bei einem Gleichge'wicht der konventioneUen Waf- 
fensysteme auch in überschaubarer Zukunft eine Notwendigkeit 
bleiben. 
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In der Diskussion zu dem Thema „Die Zukunft der Sicherheit Euro- 
pas — Antwort auf den Jahresbericht des Rates" wurde kritisiert, 
daß das Europäische Parlament eine Erweiterung der Kompeten- 
zen auf den Verteidigungsbereich anstrebe. Der Meinung, daß die 
WEU engere Beziehtmgen ztun Europäischen Parlament anknüp- 
fen solle, wurde entgegengesetzt, daß das Europäische Parlament 
auf dem Gebiet der Verteidigungs- imd Sicherheitspolitik nur be- 
grenzte Befugnisse habe. In einer mehrheitlich angenommenen 
Empfehlimg betonten die Abgeordneten, daß sie den Versuchen 
des Europäischen Parlaments, den Aufgabenbereich auf alle 
Aspekte der europäischen Sicherheit zu erstrecken, nicht zustim- 
men würden. Die Abgeordneten waren sich darüber einig, daß 
eine aktivere Informationspohtik der WEU zur Unterrichtung der 
Öffentlichkeit über die Erfordenüsse einer europäischen Sicher- 
heitspolitik notwendig sei. Unter Bezugnahme auf die vom Präsi- 
dialausschuß am 16. März 1989 angenonunene Empfehlung über 
die Errichhmg eines europäischen Instituts für Sicherheitsstudien 
forderte die Verseimmlung den Rat auf, umgehend den Entwurf 
einer Satzimg für ein solches Institut auszuarbeiten, welches u. a. 
dem besseren Informationsfluß zwischen den Mitgliedstaaten die- 
nen solle. 

Weiterer Schwerpunkt der Sitzrmg der Versammlung war die Ent- 
wicklung der Ost-West-Beziehungen und die Sicherheit Europas. 
Die Abgeordneten begrüßten einstimmig den in der Sowjetuiüon 
eingeleiteten Reformprozeß, der die Entwicklung eines ernsthaf- 
ten Dialoges rmd einer breit angelegten Zusammenarbeit zwi- 
schen den Staaten West- und Osteuropas ermögliche. Kontrovers 
wurde in diesem Zusammenhang die Frage nach den Prinzipien 
einer zukünftigen Sicherheitspolitik der WEU diskutiert. Mehr- 
heitlich verabschiedeten die Abgeordneten eine Empfehlung, in 
der der Rat aufgerufen wird, in enger Konsultation mit den ameri- 
kanischen Verbündeten ein neues Sicherheitssystem festzulegen, 
welches auf der Aufrechterhaltvmg der konventionellen und nu- 
klearen Systeme auf dem erforderlichen Niveau basiert und das 
Prinzip der Abschreckung garantiert. Einig waren sich die Parla- 
mentarier darin, daß der Rat in allen geeigneten Gremien den 
Austausch zwischen Westeuropa und den Staaten Osteuropas so- 
wie eine Aimäherung zwischen diesen Staaten tmd allen Organi- 
sationen, die sich für die Förderung der Freizügigkeit von Ideen, 
Personen, Währungen, Dienstleistungen rmd Gütern einsetzen, 
fördern solle. 

Der wiedergewählte Präsident der Versammlung, Charles Goe- 
rens, bezeichnete in seiner Rede die Verhandlungsergebnisse des 
letzten NATO-Gipfels in Brüssel als einen Wendepimkt in der 
europäischen Geschichte, womit neue Wege zur Waffenreduzie- 
rung eröffnet worden seien. Die Beziehungen der Versammlung 
der Westeuropäischen Union zu den osteuropäischen Staaten 
seien vielversprechend. Es sei jedoch vor einer überschwenglichen 
Euphorie über die neuesten Entwicklungen m der Sowjetunion zu 
warnen. Die zukünftige Politik der Mitgliedstaaten der WEU 
müsse drei wichtige Ziele verfolgen: die Zusammenarbeit zwi- 
schen Europa imd den USA auf eine neue Basis zu stellen und den 
europäischen Pfeiler in der Allianz zu stärken; eine Antwort auf die 
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Anforderungen des gemeinsamen Binnenmarktes der Europäi- 
schen Gemeinschaften im Hinblick auf Sicherheitsfragen zu fin- 
den; die durch Abrüstung und Entspannung neu geschaffene welt- 
politische Lage bei der Entwicklung zukünftiger Strategien zur 
Sicherung des Friedens in Europa zu berücksichtigen. 

In seiner Ansprache als neuer Generalsekretär der Westeuropäi- 
schen Union betonte Willem van Eekelen, daß es notwendig sei, 
die Voraussetzungen für eine dynamischere Informationspolitik 
der WEU zu schaffen. Die Beziehungen zu den Medien müßten 
verbessert werden. Eine neue Herausforderung für die WEU stelle 
die Vollendung des Europäischen Binnenmarktes dar. Die WEU sei 
das Organ, welches aufgerufen sei, die europäischen Sicherheits- 
interessen gegenüber jeghcher äußerer Bedrohung wahrzuneh- 
men. Ihre zukünftigen Arbeiten müsse die WEU insbesondere auf 
die Vorbereitung der Verhandlungen über die Begrenzung kon- 
ventioneller Streitkräfte konzentrieren. Sie müsse dazu beitragen, 
eine gemeinsame Position der westeuropäischen Staaten zu den 
einzelnen Verhandlungspunkten herzustellen, und somit den Be- 
weis für die Existenz eines europäischen Pfeüers in der NATO 
erbringen. 

Das Ergebnis des Brüsseler Gipfeltreffens war auch Schwerpunkt 
der Ansprache des französischen Verteidigungsministers Jean- 
Pierre Chevenement. Die französische Regierung begrüße, daß die 
Allianz den fundamentalen Grundsatz der nuklearen Abschrek- 
kung und der Priorität des Abbaus konventioneller Waffen bei 
zukünftigen Verhandlungen bekräftigt habe. Die Reformbewe- 
gung in den Staaten des Warschauer Paktes gebe Anlaß zur Hoff- 
nung auf einen Klimawechsel in den Ost-West-Beziehungen. Eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den osteuropäischen Staaten 
sei jedoch erst dann möglich, wenn sich auch das Wertesystem 
insbesondere im Hinblick auf Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit dem Niveau der westlichen Staaten angenä- 
hert habe. Die westeuropäischen Staaten seien aufgerufen, in der 
Zukunft ihre eigenen Verteidigungsinteressen in der Allianz ver- 
stärkt wahrzunehmen und so den Beweis für die Existenz eines 
europäischen Pfeüers in der Allianz zu geben. Der WEU komme 
entscheidende Bedeutung bei diesen Bemühungen und insbeson- 
dere bei der Schaffung eines eigenen Verteidigungsbewußtseins 
in den westeuropäischen Mitgliedstaaten zu. In der anschließen- 
den Diskussion betonte der französische Verteidigungsminister, 
daß bei möglichen Verhandlungen über nukleare Kurzstreckenra- 
keten die französischen Atomstreitkräfte nicht Gegenstand von 
Verhandlungen sein könnten. 

Anläßlich der Vorstellung des Jahresberichts des Rates ging der 
britische Verteidigungsminister und amtierende Vorsitzende des 
Rates George K. H. Younger in seiner Rede auf die Schwerpunkte 
der Tätigkeit der WEU während der britischen Präsidentschaft ein. 
Die WEU habe im letzten Jahr bemerkenswerte Erfolge erzielt und 
sich als privüegierter Ort für die Diskussion von Sicherheitsproble- 
men hervorgetan. Die Erweiterung der WEU um Spanien und Por- 
tugal verstärke die europäische Solidarität auf dem Gebiet der 
Verteidigungspolitik. In der Koordinierung der Aktionen der Mit- 
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gliedstaaten in Krisenzonen außerhalb des Territoriums der 
NATO, wie z. B. in der Golfkrise, habe sich die WEU bewährt. Die 
von der Versammlung empfohlene Errichtung eines europäischen 
Instituts für Sicherheitsstudien werde vom Ministerrat nur dann 
unterstützt, wenn das Institut tatsächhch neue Aufgaben über- 
nehme. Die Beziehungen zwischen Rat und Versammlung hätten 
sich u. a. durch das gemeinsame Seminar über das veränderte 
öffentliche Bewußtsein in der Frage der Verteidigung Europas ver- 
bessert. Die WEU werde sich künftig für eine aktive Rolle der 
europäischen Bündnispartner in der Allianz einsetzen, wobei die 
Präsenz von amerikanischen Streitkräften in Europa als unerläß- 
lich angesehen werde. 


Bonn, den 4. August 1989 


Dr. Karl Ahrens 

Sprecher 


Wilfried Böhm (Melsungen) 

Stellvertretender Sprecher 
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Montag, 5. Juni 1989 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache Ües Präsidenten der Versammlung, 
Charles Goerens (Luxemburg) 

(Themen: politische Situation in China — NATO-Gip- 
fel in Brüssel — europäischer Pfeiler in der Allianz — 
Schaffung eines eigenen europäischen Verteidi- 
gungsbewußtseins — europäisches Institut für Sicher- 
heitsstudien) 


Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Präsidialausschusses 
der Versammlung 

(Drucksache 1189) 

Berichterstatter: Abg. Fourre (Frankreich) 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident, ich möchte ganz 
kurz noch einmal auf die Arbeitsbedingungen zu 
sprechen kommen, mit denen wir Parlamentarier hier 
im Haus auskommen müssen. Ich darf an das anknüp- 
fen, was Sir Geoffrey Finsberg zu diesem Thema be- 
reits gesagt hat. Dabei spreche ich nicht in erster Linie 
die Sitzimgsräume an, obwohl man natürUch auch 
dazu einiges sagen könnte. Wir haben heute morgen 
beispielsweise vier Stunden lang mit der zweitgrößten 
politischen Gruppe dieses Hauses in Saal C getagt. 
Die Tatsache, daß viele von uns nicht an die im Saal 
vorhandenen Mikrophone herankommen konnten, 
hat vielleicht zur Beschleunigung der Sitzimg, aber 
sicherlich nicht zur Vertiefung der Diskussion beige- 
tragen. 

Vor allem aber möchte ich auf die Delegationsräume 
zu sprechen kommen. Ich glaube, daß ich bei diesem 
Problem im Namen aller Kolleginnen und Kollegen 
des Hauses spreche. Ich möchte es an dem Sitzungs- 
raum klarmachen, der der deutschen Delegation zu- 
gewiesen ist. Wir haben bekanntlich 18 Abgeordnete 
und 18 Vertreter. Nim sind wir natürlich nicht immer 
mit 36 Personen in Paris, aber es werden immerhin 20 
oder mehr als 20 Mitglieder zeitgleich anwesend sein. 
Hinzu kommen imsere Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter. Wenn ich es richtig Überschläge, haben wir für 
diese gesamte Mannschaft neun Sitzgelegenheiten. 
Nun SOU Stehen ja gesund sein! Immerhin: Wir haben 
drei Telefone. Die Warteschlangen sind manchmal 
sehr lang. Wenn man dann in der glücklichen Lage ist, 
ein Telefon erwischt zu haben, kann man nicht telefo- 
nieren, weil rundherum gesprochen wird; man kann 
ja nicht verlangen, daß die KoUeginnen und KoUegen 
schweigen. 

Herr Präsident, auch der Charme dieser Stadt ist je- 
denfaUs für diejenigen kein Ausgleich, die die Haupt- 
arbeit während ihres Aufenthaltes in Paris hier im 
Hause suchen, und das sind bekanntlich aUe. Jede 
Gewerkschaft und jeder gewerkschaftlich organi- 
sierte Arbeitnehmer würde sich weigern, unter sol- 
chen Arbeitsbedingungen zu arbeiten. Auch wir wer- 


den es in nicht ferner Zeit ablehnen, weiterhin solche 
Bedingungen zu ertragen. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Generalsekretärs der WEU, 
Willem van Eekelen (Niederlande) 

(Themen: Informationspolitik der WEU — Änderung 
der Brüsseler Verträge — NATO-Gipfel — Verhand- 
lungen über die Begrenzung konventioneller Streit- 
kräfte — europäischer Pfeiler in der NATO) 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Gestatten 
Sie mir, daß ich zunächst dem neuen Generalsekretär 
den herzhchen Glückwunsch der gemeinsamen Frak- 
tion der Christdemokraten und der Europäischen De- 
mokraten ausspreche. 

Sie, verehrter Herr Kollege van Eekelen, waren in 
mehrfacher Hinsicht bereits Mitarbeiter der Westeu- 
ropäischen Union. Wir haben Sie kennengelemt als 
Berichterstatter des General Affairs Committee, und 
zwar mit entscheidenden Überlegimgen, die sicher 
auch in Ihre künftige Arbeit einfließen werden. Wir 
haben Sie im Präsidialausschuß erlebt, als Sie uns 
gegenüber dem Ministerkomitee vertraten. Wir hof- 
fen, daß Sie nun als Generalsekretär mit uns die wei- 
tere Reform der Westeuropäischen Union vorantrei- 
ben können. 

Ich möchte in dem Zusammenhang eine Frage an Sie 
richten: Sie wollen im Herbst Ihren ersten zusammen- 
fassenden Bericht mit den Zukunftsüberlegimgen 
vorlegen. Wie sieht es mit dem künftigen Institut aus, 
das die Agenturen ersetzen soll imd das bisher noch 
nicht Über die Plantmg hinausgekommen ist? Sehen 
Sie eine Chance, vor allem den Widerstand verschie- 
dener Regierungen zu überwinden, damit wir mög- 
lichst bald mit einer Zuarbeit durch dieses Institut 
rechnen können? 

Generalsekretär van Eekelen weist in seiner Antwort 
darauf hin, daß der Rat gerade erst mit den Beratun- 
gen zu dieser Frage, die in einer pragmatischen und 
konstruktiven Weise vonstatten gingen, begonnen 
habe. 

Es sei möglich, bald zu einer zufriedenstellenden Lö- 
sung zu kommen, wenn die Ziele nicht zu hoch gesetzt 
würden und es nicht zu den gleichen Fehlern wie bei 
der Schaffung der Agenturen komme. 


Tagesordnungspunkt: 

Stand der Sicherheit Europas — Eingreifver- 
bände und Verstärkungskräfte für die Bereiche 
Europa-Mitte und -Nord 

(Drucksache 1183) 

Berichterstatter: Abg. Speed (Großbritannien) 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, wir alle, Politiker, Parlamen- 
tarier und vor allem die Bevölkerung in unseren Län- 
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dem, begrüßen den Willen zur Abrüstungr der zumin- 
dest den Worten nach in diesen Wochen so deutlich 
gemacht wird. 

Wir müssen uns darüber im klaren sein, daß der 
Wunsch nach Frieden ein ganz entscheidender Be- 
weggrund für die Bürger unserer Länder ist, wie sie 
sich ihre Zukunft vorstellen. 

Es ist in diesem Zusammenhang vielleicht interessant, 
daß eine Umfrage in der Bundesrepublik Deutschland 
ergeben hat, daß wesentlich mehr Bürger in der Bun- 
desrepublik Deutschland Herrn Gorbatschow den 
Willen zu Frieden und Abrüstung Zutrauen als dem 
amerikanischen Präsidenten. Das ist etwas, was \ms 
natürlich Sorgen bereiten muß; deim bei allen Wor- 
ten, die Gorbatschow ausgesprochen hat und noch 
aussprechen wird — wir werden ihn in der Bundesre- 
publik erleben, wir werden ihn in anderen Ländern, 
wir werden ihn vor dem Europarat erleben — , ist zu 
bedenken, daß diese Worte auch von Taten gefolgt 
sein müssen, von Taten, die zeigen, daß es nicht nur 
Versprechungen waren. 

Wie schnell ein Klimawechsel eintreten kann, das ist, 
glaube ich, in diesen Tagen in Peking, in China, be- 
wiesen worden, wo man glaubte, in diesem Lande auf 
einem sehr vernünftigen Weg zu sein. Es hat sich dort 
eine Wendimg um 180 Grad ergeben, die sicher er- 
hebliche Auswirkungen in die Zukunft hinein haben 
wird. 

Es ist ebenfalls erstaunlich — wenn ich das in Klam- 
mem anmerken darf — : Es gab zwar kein solches 
Blutbad in der Sowjetunion, aber die meisten westli- 
chen Bürger sind eigentlich sehr gleichgültig darüber 
hinweggegangen, daß bei einem Glftgaseinsatz ge- 
gen friedliche Demonstranten in Tiflis mehrere Men- 
schen umgekommen sind, viele Menschen verletzt 
worden sind. 

Ich möchte dem Kollegen Speed danken, daß er uns 
auf die Realitäten hingewiesen hat. Er hat vor allem 
auf die Probleme hingewiesen, die wir an unserer 
Nordflanke haben. Ich möchte das imterstreichen. Ich 
selber hatte gerade vor wenigen Tagen die Gelegen- 
heit, dort zu sein imd einige Studien vor Ort zu ma- 
chen. Ich weiß, daß auch in den Verhandlungen zwi- 
schen Norwegen und der Sowjetunion, was die Ge- 
biete in der Barentsee und im nördlichen Eismeer be- 
trifft, die Fortschritte nicht vorangehen, obwohl diese 
Gespräche schon seit Jahren andauem und hier eine 
gute Chance wäre, Verhandlungsbereitschaft imd 
Entgegenkommen zu zeigen. 

Wir wissen, daß auch der Einsatz der sowjetischen U- 
Boot-Flotte im Nordmeer und auch in der Baltischen 
See nach wie vor eine große RoUe spielt, daß es zu 
Verletzungen von Neutralität z. B. auch in schwedi- 
schen Gewässern gekommen ist und daß sich gerade 
Schweden \md Fiimland heute große Sorgen machen, 
was die Verteidigungsbereitschaft ihrer Länder anbe- 
trifft. Sie gehören nicht zu denen, die hier sorglos 
geworden sind. Vielmehr ist Fiimland eines der weni- 
gen Länder — der Berichterstatter weist in seinem 
Bericht selber darauf hin — , das seine Verteidigimgs- 
ausgaben sogar um 10% steigert. 


Manches, was in seinem Bericht steht, ist bereits wie- 
der überholt, z. B. der Hinweis, daß die Bimdeswehr 
eine längere Wehrdienstzeit in der Bundesrepublik 
haben wird. Das hat man unter dem Druck der Ereig- 
nisse — wenn ich es einmal so bezeichnen darf — 
bereits wieder rückgängig gemacht. 

Auch das, was zu den Lance-Raketen im Bericht steht, 
wird schon in einiger Zeit nicht mehr der Wirklichkeit 
entsprechen. 

Was der Berichterstatter zur Frage der Fernaufklä- 
rung sagt, vor allem zu dem Einsatz von AWACS, \md 
zu dem Wunsch, daß sich die Franzosen mit ihren vier 
Flugzeugen hier stärker beteiligen sollen, so kann ich 
das nur unterstreichen, und zwar aus der Überzeu- 
gimg heraus, daß der Wahlspruch der NATO „Wach- 
samkeit ist der Preis der Freiheit" nach wie vor natür- 
lich seine Gültigkeit hat \md daß wir, ganz gleich, wie 
die Entwicklimg weitergehen wird, immer davon aus- 
gehen müssen, früh imd rechtzeitig über Entwicklun- 
gen informiert zu sein. 

Es ist sicher richtig, daß die mobile Einsatzgruppe in 
Zukunft eine größere Bedeutung haben wird, also 
Einheiten, die schnell verlegt und schnell eingesetzt 
werden köimen. Unter dem allgemeinen Druck der 
Verteidigungshaushalte werden, was die Einsatzbe- 
reitschaft in einzelnen Ländern anbelangt, hier sicher 
Probleme auftauchen. 

Ich begrüße es ganz besonders — ich gehörte mit 
zu den Unterzeichnern des Antrags des KoUegen 
Hitschier was zur deutsch-französischen Brigade 
oder zur gemeinsamen englisch-holländischen am- 
phibischen Kampfgruppe gesagt wird. Wir sollten 
dies hoch einschätzen, weil es ein Beweis dafür ist, 
daß es nicht etwa nationale Interessen in diesem west- 
lichen Bündnis zu verteidigen gibt, sondern daß wir 
gemeinsame Ideeile und Ziele zu verteidigen habe. 

In diesem Umfeld wäre es wichtig, eine Möglichkeit 
zu schaffen, daß in den nationalen Armeen Wehr- 
pflichtige auch aus anderen Staaten dienen können, 

ein deutscher Wehrpflichtiger z. B. in Frankreich oder 
ein italienischer Wehrpflichtiger in der Bundeswehr, 
Ich glaube, das würde den gemeinsamen Charakter 
der westlichen Welt stärken \md würde sicher auch 
dazu beitragen, die Bereitschaft zum Wehrdienst bzw. 
das Einsehen der Notwendigkeit des Wehrdienstes 
gerade bei jimgen Menschen zu stärken. 

Eine letzte Bemerkimg. Auch weim es den Ost-West- 
Konflikt eines Tages nicht mehr geben sollte, so dür- 
fen wir nicht vergessen, daß Europa nicht auf einer 
Insel des Friedens auf dem Globus liegt und daß uns 
niemand eine Garantie geben kaim, daß bei einer 
Verbreitung gefährlicher Waffen, bei einem Aufkom- 
men von Fanatismus in verschiedenen Ländern der 
Welt die Fragen der Sicherheit und der Freiheit für die 
Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union nicht 
eine große Rolle spielen. Sie brauchen nur in den 
Nahen Osten oder in die Golf-Region zu sehen, um zu 
wissen, was ich mit diesen Befürchtungen meine. 

Danke schön. 
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Empfehlung 469 

betr. den Stand der Sicherheit Europas — Eingreif- 

verbände und Verstärkungskrälte für die Bereiche 
Europa-Mitte und -Nord 

DIE VERSAMMLUNG 

(i) begrüßt die verbesserten Beziehimgen zwischen 
den NATO- imd den Warschauer-Pakt-Staaten, 
den Abzug der sowjetischen Truppen aus Afgha- 
nistan und die Übereinkommen über die Rü- 
stungsreduzierung, die bereits geschlossen wur- 
den oder noch verhandelt werden; 

(ü) stellt gleichwohl fest, daß die UdSSR und ihre 
Verbündeten weiterhin eine intensive Rüstungs- 
produktion betreiben und daß die NATO die vor- 
hegenden Abrüstungsübereinkommen unter Bei- 
behaltung ihres eigenen hohen Sicherheitsstan- 
dards und der Kohärenz ihrer Zielsetzung abge- 
schlossen hat; 

(iii) erkennt an, daß es pohtisch schwierig sein wird, 
die Höhe der wesüichen Verteidigungshaushalte 
real beizubehalten, ganz zu schweigen von einer 
Erhöhung; 

(iv) unterstreicht deshalb die verstärkte Notwendig- 
keit, die derzeitigen Beschaffungs-, Personal-, 
Führungs- und Femmeldesysteme so kostengün- 
stig wie nur möghch zu gestalten; 

(v) betont die für die NATO äußerst wichtige strate- 
gische Bedeutung der Verstärkung und des 
Nachschubs von Nordamerika nach Europa, die 
als solche in Spannimgszeiten als Abschreckimg 
wirken können und die Bedeutimg der Nord- 
flanke erhöhen; 


EMPREHLT DEM RAT, 

die Regierungen der Mitgliedstaaten dringend zu er- 
suchen, der NATO folgende Empfehlungen vorzule- 
gen: 

1. der Verbesserung der Führungs-, Kontroll- und 
Femmeldesysteme höchste Priorität einzuräumen 
imd dabei besonderes Gewicht zu legen: 

a) an erster Stelle — auf das „Freund/Feind Iden- 
tifiziemngssystem" (IFF), um in bezug auf Luft- 
operationen der NATO eine weitreichende 
Standardisiemng zu erreichen, die schon längst 
hätte herbeigeführt werden müssen; 

b) an zweiter Stelle — auf die Interoperabüität von 
taktischem Funkgerät bei multilateralen Einhei- 
ten; 

c) an dritter Stelle — auf Kommunikation, Takti- 
ken xind Einsatzgmndsätze, um eine bessere 
Kontrolle der Land- und Luftoperationen der 
Gesamtstreitkräfte zu erreichen*, 

2. Frankreich zu ermutigen, sich dem Vereinigten 
Königreich anzuschheßen und sich von Anfang an 


mit seinen vier Boeing E-3 AWACS an der Aus- 
imd Weiterbildimg des für die Flugzeuge der Luft- 
verteidigung des Bündnisses vorgesehenen Perso- 
nals zu beteüigen; 

3. in Anbetracht der Bedeutung der Nordflanke, wel- 
che die See- und Lxiftüberlegenheit im Hinbhck auf 
die Heranfühmng transatlantischer Verstärkimg 
und transatlantischen Nachschubs sichern muß, 
dafür Sorge zu tragen, daß das Vereinigte König- 
reich und die Niederlande zu einem baldigen Be- 
schluß hinsichtiich neuer amphibischer Wasser- 
fahrzeuge gelangen; 

4 . im Hinblick auf den Abzug von kanadischen Streit- 
kräften aus dem Nordflankenraum imd ungeachtet 
ihres Ersatzes durch andere Verbündete in Erwä- 
gung zu ziehen, Norwegen Sondereinheiten der 
Force d' Action Rapide zu assignieren; 

5. noch größere Anstrengungen im Hinbhck auf die 
Sicherstellung der Standardisienmg von Waffen 
und Munition und die Interoperabüität von Gerät 
sowie im Hinbhck auf die Durchfühmng von ge- 
meinsamen Beschaffungsprojekten, die ein besse- 
res Kosten-Nutzen-Verhältnis bieten, zu unterneh- 
men; 

6. dafür Sorge zu tragen, daß die Mitghedstaaten der 
WEU folgende Maßnahmen ergreifen, um der 
Schaffung des europäischen Verteidigungspfeüers 
konkreten Ausdruck zu verleihen: 

a) Ermutigung zur Schaffung von weiteren multi- 
nationalen Einheiten, wie z. B. der britisch- 
niederländische Landungsverband und die 
deutsch-französische Brigade; 

b) gezielte Maßnahmen, die auf individueUer 
Grundlage den Austausch von mihtärischem 
Personal zwischen den Staaten ermöghchen, um 
ein verstärktes Bewußtsein für die europäische 
Zusammenarbeit zu fördern; diesem Personal 
häufigere Reisen und ein interessanteres Ar- 
beitsumfeld zu ermöghchen und somit einen 
nützhchen Beitrag zur Rekrutienmg zu leisten 
in einer Zeit, in der der Geburtenrückgang die 
Rekrutierung äußerst schwierig macht; 

7. die Notwendigkeit anzuerkennen und einzusehen, 
daß den Konzeptionen der Schnelhgkeit und der 
Flexibihtät der europäischen Streitkräfte größere 
Bedeutung beigemessen werden muß, um Verän- 
derungen in bezug auf die Lage in Europa Rech- 
nung tragen zu können. Die der Force d' Action 
Rapide und der luftbeweghchen Brigade 24 
(24 Airmobüe Brigade) zugrundehegenden Ein- 
satzgrundsätze und deren Ausrüstung sind gute 
Beispiele, die im gesamten Bündnis Nachahmung 
finden und weiterentwickelt werden könnten 
(auch wenn die spezieü der 24. Brigade zugewie- 
sene Hubschrauber-Transportkapazität zu den 
wichtigsten Prioritäten gehört). 
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Dienstag, 6. Juni 1989 

Tagesordnungspunkt: 

SteUungnahme zu den Haushalten der Minister- 
organe der Westeuropäischen Union für die 
Haushaltsjcihre 1988 (revidiert) und 1989 

(Drucksache 1184) 

Berichterstatterin: Abg. Frau Pack 
(Bundesrepublik Deutschland) 

Frau Pack (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen! Bei der Ausarbeitung meines 
Berichtes stand ich den gleichen Schwierigkeiten ge- 
genüber wie meine Vorgänger Morris und Linster. 
Das Tätigkeitsprogramm und die Struktur der Orga- 
nisationen, die Grundbestandteile, von denen ich 
mich bei meiner Analyse hätte leiten lassen müssen, 
sind immer noch ungewiß. 

Der Beschluß des Rates, die drei mit der Untersuchung 
von Sicherheitsfragen betreuten Dienststellen zu ei- 
ner einzigen zu verschmelzen, ist immer noch nicht 
durchgeführt worden. Dabei werden die Organisati- 
onspläne für 1989 einfach fortgeschrieben, wobei nur 
Pensionierungen imd Entlassimgen auf Antrag als 
Änderung geführt sind. 

Die Zusammenlegung ist noch immer blockiert. Es ist 

eine Zumutung, daß die Zeitverträge bestimmter Be- 
amter alle sechs Monate in Ermangelung einer Um- 
strukturierungsentscheidung erneuert werden müs- 
sen. Stellen Sie sich einmal die Arbeitsmoral und die 
Motivation dieser Mitarbeiter vor! 

Abgesehen von der negativen Auswirkung auf ihre 
Arbeit für die Westeuropäische Union widerspricht es 
meiner Vorstellung vom Umgang mit Mitarbeitern 
imd Mitarbeiterinnen und läßt sich auch mit deren 
Würde nicht vereinbaren. Diese Beamten haben einen 
guten Ruf, imd es ist schlechthin fahrlässig, auf diese 
Art imd Weise Begabungen und Ressourcen durch 
eine Unterforderung zu vergeuden. 

Meine schriftliche Stellungnahme als Berichterstatte- 
rin zu den revidierten Haushalten für 1988 und dem 
Haushalt 1989 beschränkt sich wegen der Ungewiß- 
heit, von der die Arbeitsbedingungen der Ministeror- 
gane der Westeuropäischen Union gekennzeichnet 
sind, auf eine Analyse der Haushalte ohne Berück- 
sichtigung eines Kosten- Wirtschafthchkeit-Kriteri- 
ums. 

Ich gehe davon aus, daß Sie meinen Bericht sehr auf- 
merksam gelesen haben, so daß ich mich heute nur 
auf ganz wenige Punkte beschränken kann: 

Ich mußte feststellen, daß eine bereits vom Kollegen 
Morris beanstandete Vorschriftswidrigkeit weiter ge- 
pflegt wird, ohne daß hierfür die Aktualisierung der 
Haushaltsordnung erfolgt wäre. Der vorgeschobene 
Legitimationsgnmd, Art. 10 c, reicht meines Erach- 
tens nicht aus. Es handelt sich hierbei um die Strei- 
chung der für 1987 in den Haushalt eingestellten Mit- 
tel und ihre automatisch erneute Bereitstellung für 
1988. Das gleiche gilt für 1988 für das Jahr 1989. 


Ich wül zusammen mit meinen Kollegen aus dem Aus- 
schuß feststellen, daß das neue Kriterium, das in den 
Erläuterungen des Haushaltsdokumentes B (88) 2 
zum Ausdruck gebracht wird, nach dem nämlich 
Haushaltsüberschüsse von einem Haushaltsjahr auf 
das nächste übertragen werden können, sofern sich 
die Beiträge der Mitgliedsländer dadurch nicht erhö- 
hen, zwar stichhaltig ist, aber die Haushaltsordnung 
endlich in diesem Sinne aktualisiert werden muß. 

Nennenswerte Änderungen beim Generalsekretariat 
sind die Verstärkung des Personals durch Einstellung 
eines Sicherheitsbeauftragten, die Erhöhung der Ko- 
sten für die Modernisierung der Büroeinrichtungen 
sowie der Ankauf eines zweiten Dienstwagens für ei- 
nen ausrangierten älteren. 

Der Nettogesamtbetrag der Verwaltungskosten zeigt 
einen Anstieg von 19,83%, bei den Pensionskosten 
eine Abnahme von 14,98%. Das letzte ist darauf zu- 
rückzuführen, daß im Jahre 1988 an Bedienstete, die 
die WEU verlassen wollten, bevor sie zehn Dienst- 
jahre absolviert hatten, Abfindungen gezahlt wur- 
den. 

Zu dem Haushalt der Pariser Dienststelle möchte ich 
aus meinem Bericht nur die Bemerkung übernehmen, 
daß ich anrege, daß die nicht besetzten 14 Stellen des 
Organisationsplanes — bei diesen 14 Stellen wird ein 
Betrag von 4 950 000 FF im Kapitel B 1 unter Perso- 
nalausgaben blockiert— nicht künstlich von Jahr zu 
Jahr wieder eingestellt werden. 

Über die Rolle, die Zusammensetzung und den Sitz 
der Dienststellen besteht noch immer Uneinigkeit 
zwischen den Regierungen. Aber es scheint festzuste- 
hen, daß diese freien Stellen gestrichen werden sol- 
len. Also Schluß mit diesem künstlichen Verfahren; es 
bringt uns keinen Deut weiter. 

Wie ein roter Faden zieht sich durch meinen Bericht, 
den Sie hoffentlich gelesen haben, die Tatsache, daß 
die Zusammenlegung immer noch nicht einen Schritt 
vorangekommen ist. Wenn sie nicht bald erfolgt, hat 
der nächste Haushaltsberichterstatter das gleiche Di- 
lemma wie ich. Wir fordern den Rat auf, in diesem Jahr 
endlich zu konkreten Schritten zu kommen. 

Es ist zwar festzustellen, daß die Westeuropäische 
Union in der Öffentlichkeit wieder Interesse findet, 
daß die Sicherheitsfragen zu öffentlichen europäi- 
schen Fragen zu werden beginnen, daß aber die Or- 
ganisationskrise, in der sich die WEU befindet, immer 
noch nicht behoben ist. Wir glauben — gerade auch 
im Haushaltsausschuß — , daß auch darin ein Grund 
hegt, daß wir nach draußen nicht besser dastehen. 

Ich begrüße die Entscheidung, vier neue Stellen hier 
in der Geschäftsstelle zu schaffen. Damit sind die Ar- 
beitsbedingungen ein wenig — ich betone: ein we- 
nig! — besser geworden. 

Noch einige Bemerkungen zur Umsetzung der Emp- 
fehlung 458: Liebe Kolleginnen und Kollegen, die 
Mobilität der Mitarbeiter innerhalb der WEU ist 
praktisch gleich Null. Außerdem ist nach Erireichung 
der höchsten Gehaltsstufe — das ist der Fäh nach 13 
oder 14 Jahren Dienst — kein Aufstieg mehr möghch. 
Ich glaube, es ist für diese Mitarbeiter sehr frustrie- 
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rend, und ich finde, wir sollten hier die Möglichkeit 
einer Abhilfe schaffen. 

Die Haushaltssachverständigen der Regierungen ha- 
ben aber noch andere Vorstellungen entwickelt, was 
die Personalvertretungen betrifft. Ich glaube, wir soll- 
ten hier unseren Einfluß als parlamentarische Ver- 
sammlung wirklich wahmehmen. Wir sollten dafür 
sorgen, daß wir das, was diese Haushaltssachverstän- 
digen im Hinterkopf haben, nämlich die Personalver- 
tretungen in ihren Möglichkeiten zu beschneiden, 
statt das wahrzunehmen, was sie für die Arbeitneh- 
mer wahmehmen müssen, nämlich Mitsprache bei 
der Festsetzung und Angleichung der Dienstbezüge, 
mit einem starken Protest von hier aus begleiten, wie 
wir es auch im Europarat getan haben. Wir sollten den 
Rat der WEU auffordem, die Arbeitnehmerrechte zu 
sichern. 

Wir haben Ihnen einen Empfehlungsentwurf vorge- 
legt, der in seinem ersten Teil im Grunde das konsta- 
tiert, was ich jetzt in wenigen Worten noch einmal 
darzulegen versucht habe. Er empfiehlt dem Rat, die 
Empfehlung Nr. 467 jetzt unverzüglich zu vollenden, 
d. h. die Zusammenlegung wirklich voranzutreiben. 

Er fordert zweitens dazu auf — ich habe es vorhin 
gesagt — , in die Haushaltsordnung endlich einen Pas- 
sus einzuführen, der das, was bislang schon Praxis ist, 
dann endlich auch legalisiert, nämlich die Möglich- 
keit der Übertragung von Geldern von einem Jahr auf 
das nächste. 

Wir haben drittens gefordert, daß Maßnahmen getrof- 
fen werden müssen, um die Beschäftigungsbedingun- 
gen des Personals zu verbessern und die Rechte der 
Arbeitnehmer durch Vertretung in den Personalver- 
bänden zu wahren. 

Wir haben viertens gebeten, daß eine Analyse ge- 
macht wird, wie Personal in den koordiiüerten Orga- 
nisationen ausgetauscht werden kann, damit die Kar- 
rieremöglichkeiten der einzelnen Mitarbeiter hier ei- 
nigermaßen aussichtsreich sind und sie nicht nach 
13 Jahren am Ende ihrer Lebensplanung stehen. 

Ich würde Sie herzlich bitten, unsere Empfehlung an- 
zunehmen und in allen Gremien, denen Sie angehö- 
ren, darauf zu dringen, daß im Innern der Organisa- 
tion endlich wirklich Ordnung geschaffen wird, damit 
der nächste Haushaltsplan wirklich so aussieht, wie 
man ihn von einer solchen Organisation erwarten 
kann. 


Empfehlung 468 

betr. die Haushalte der Ministerorgane der West- 
europäischen Union für die Haushaltsjahre 1988 
(revidiert) und 1989 

DIE VERSAMMLUNG, 

(i) stellt fest, daß der Rat durch die Vorlage sämtli- 
cher Haushalte der Ministerorgane der Westeuro- 
päischen Union für 1988 (revidiert) und 1989 die 
Anwendung der Bestimmungen von Titel VIII (c) 
der Charta ermöglicht hat; 

(ii) erinnert daran, daß 


a) der Rat noch keine Entscheidung über die Um- 
strukturierung der Ministerorgane gefaßt 
hat; 

b) die Haushalte dieser Organe weiterhin auf den 
alten Organisationsplänen beruhen; 

c) die genannten Haushalte deshalb keine 
brauchbare Schätzung des Bedarfs im Hin- 
blick auf die geplanten Tätigkeiten darstel- 
len; 

d) die Versammlung dementsprechend nicht in 
der Lage ist, zu den Haushalten, um die es hier 
geht, auf der Grundlage der Kosten-Nutzen- 
Relationen eine Stellungnahme abzugeben; 

e) sich in der Haushaltsführung eine neue Praxis 
eingebürgert zu haben scheint (bei der nicht 
verwendete Mittel im Rahmen der Gesamt- 
summe der Beiträge der Mitgliedsländer von 
einem Haushaltsjahr auf das nächste übertra- 
gen werden), die Artikel 10 (c) der Haushalts- 
ordnung der WEU, der zur Rechtfertigung die- 
ser Praxis herangezogen wird, nicht ent- 
spricht; 

(üi) bedauert, daß 

a) die Mitarbeiter der Pariser Dienststellen wei- 
terhin über ihre Zukunft im ungewissen gelas- 
sen werden; 

b) darüber hinaus im Rahmen der Koordinierung 
eine Tendenz deutlich geworden ist, durch die 
die Beteiligung der Vertreter des Personals 
an den Verhandlungen über die Festlegung 
seiner Beschäftigungsbedingungen einge- 
schränkt werden soll; 


EMPHEHLT DEM RAT, 

1. unverzüglich der vom Präsidialausschuß am 
16. März 1989 verabschiedeten Empfehlung 467 *) 
stattzugeben; 

2. an der Haushaltsordnung die erforderlichen Ände- 
rungen vorzunehmen, um das Verfahren zur Über- 
tragung von Mitteln von einem Haushaltsjahr auf 
das folgende außerhalb der Bestimmungen von Ar- 
tikel 10 (c) dieser Haushaltsordnung mit den Vor- 
schriften in Einklang zu bringen; 

3. die Personalverbände bei ihren Maßnahmen zur 
Verteidigung des Rechtes ihrer Vertreter zur Teil- 
nahme an den Verhandlungen im Rahmen der 
„Koordinierung" über die Beschäftigungsbedin- 
gungen des Personals zu unterstützen; 

4. eine Untersuchung durchzuführen mit dem Ziel, 
festzulegen, auf welche Weise die Versetzung von 
Mitarbeitern innerhalb der koordinierten Organi- 
sationen erleichtert werden könnte, um die Auf- 
stiegsmöglichkeiten zu verbessern. 


*) S, Anhang S. 34 
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Tagesordnungspunkt: 

Zweiter Teil des 34. Jahresberichts 
des Rates der WEU 

(Drucksache 1177) 

Berichterstatter: Verteidigungsminister Younger, 
Amtierender Vorsitzender des Rates der WEU (Verei- 
nigtes Königreich) 

(Themen: Erweiterung der WEU-Errichtung eines eu- 
ropäischen Instituts für strategische Studien auf höch- 
ster Ebene — Ergebnis des NATO-Gipfels in Brüs- 
sel — aktive Rolle der europäischen Bündnispartnerin 
der Allianz) 

Dr. Scheer (SPD) : Herr Minister, so wichtig der Gipfel 
in der Frage der Beschleunigung von Abrüstungsver- 
handlungen auf dem konventioneDen Sektor war 
— wenn der Zeitplan eingehalten wird — , so möchte 
ich doch eine kritische Bemerkung zu dem anderen 
Teil des Ergebnisses machen und dabei, obwohl ich 
Deutscher bin, nicht nur über die Kurzstreckenrake- 
ten sprechen. 

Wenn wir uns das Ergebnis anschauen, müssen wir 
feststeUen: Es wird fest verhandelt mit ambitionierten ^ 
Zielsetzungen auf dem konventioneDen Waffensek- 
tor. Es wird verhandelt über die strategischen Waffen 
zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjet- 
union; das ist auch im Kommunique angesprochen. Es 
wird vieDeicht unter gewissen Bedingungen über 
Kurzstreckenraketen verhandelt. 

Nicht angesprochen ist die atomare Artillerie, obwohl 
sie zu Tausenden da ist. Nicht angesprochen sind die 
Systeme, die ebenfaDs zum Modemisierungspro- 
gramm gehören, wie luftgestützte Atomwaffen, wie 
seegestützte neue atomare Waffen, Cruise Missiles. 
Die gesamte Problematik der atomaren Luft- imd See- 
rüstung ist genausowenig angesprochen wie die na- 
türlich auch zum Problem gehörende britische und 
französische Atomrüstung. 

Das heißt, daß in den 90er Jahren insbesondere vor 
dem Hintergrund des Festklopfens der atomaren Ab- 
schreckungsdoktrin vor uns unter Umständen ein 
Jahrzehnt der atomaren Aufrüstung steht, und zwar 
nicht nur innerhalb des Westens, sondern dann natür- 
hch auch zwangsläufig in den jeweüigen Reaktionen 
des Ostens. 

Das bedeutet gleichzeitig, daß gerade dann, wenn wir 
Erfolg bei den konventioneDen Abrüstungsverhand- 
lungen haben — was wir aDe wünschen — , der Stel- 
lenwert atomarer Waffen steigt. Atomare Waffen sind 
aber diejenigen Waffensysteme, die in der Zukunft 
das höchste Maß an Instabihtät hervorrufen, und zwar 
auf Grund der technologischen Entwicklungen, die 
hier stattfinden, und der hohen Zeitsensibüität neben 
der Zerstörungskraft dieser Waffen. 

Hier steckt unzweifelhaft ein großes Problem, auf das 
wir antworten müssen und das bei der Bewertung des 
Gipfels zu kurz gekommen ist. Denn es verstecken 
sich in dieser Problematik eine ganze Reihe von Grau- 
zonen insbesondere für den europäischen Bereich. 
Meines Erachtens ist die fundamentale Bedeutung 
der Notwendigkeit paralleler Verhandlungen über 


konventioneDe Abrüstung einerseits und über nu- 
kleare Abrüstung andererseits nicht erkannt worden, 
wenn wir die mögüchen Entwicklungslinien dieses 
Gipfels betrachten, also welche Probleme neuer Art 
dadurch hervorgerufen werden können. 

Das heißt, die zentrale Frage lautet, wann vor dem 
Hintergrund dieser unzweifelhaften Problematik die 
Notwendigkeit paraDeler Verhandlungen erkannt 
wird ~ ich bin sofort fertig wann WEU-Mitgheds- 
länder, die selber Atomwaffen haben, beginnen 
— weU es um europäische Atomwaffen und um euro- 
päische Sicherheit geht — , im atomaren Abrüstungs- 
prozeß als Teilnehmer selber aktiv werden. Diese 
Frage geht an Großbritannien und an Frankreich. 

Die nächste Frage ist — damit möchte ich abschhe- 
ßen — , wie wir uns angesichts dieses so stark unter- 
mauerten Junktims für eine atomare Abschreckung, 
und zwar zeithch unbefristet, eigentlich die Sicherheit 
vorsteDen, die Sie ja auch im Zusammenhang mit dem 
Nord-Süd-Verhältnis angesprochen haben. Sie haben 
von „out of area" -Problemen gesprochen. — Ich bin 
sofort fertig. 

Das Problem, das sich mir steDt, ist folgendes: Wie 
können wir auf Dauer atomare Abschreckung fest- 
schreiben woDen angesichts der Prohferationsgefah- 
ren in anderen Ländern, die deshalb entstehen, weil 
wir selber so fest am Abschreckungsprinzip festhal- 
ten? 

In seiner Antwort vertritt Verteidigungsminister 
Younger die Ansicht, daß die Abrüstungsverhandlun- 
gen Über konventionelle, nukleare und chemische 
Waffen nicht zugleich geführt werden sollten, sondern 
die Probleme Schritt für Schritt angegangen werden 
sollten. Es sei notwendig, sich zunächst auf die schwie- 
rigen Verhandlungen über die Reduzierung konven- 
tioneller Streitkräfte zu konzentrieren, bevor es zu ei- 
ner Entscheidung über Verhandlungen zur Reduzie- 
rung nuklearer Waffen komme. 

Irmer (FDP): Herr Präsident, ich möchte dem Herrn 
Staatssekretär zwei Fragen stellen, bei denen ich die 
Position seiner Regierung niemals habe begreifen 
können: 

Die erste Frage: Wäre angesichts der doch beträchtli- 
chen Überlegenheit der Sowjetunion im Bereich ato- 
marer Kurzstreckenwaffen nicht eine Reduzierung 
dieser Waffen für den Westen in sich genommen ein 
Vorteil, ganz unabhängig von den Fortschritten und 
Ergebnissen der Abrüstungsbemühungen im konven- 
tioneDen Bereich? 

Die zweite Frage: Wieso ist die britische Regierung 
immer mit der Begründung gegen Verhandlungen 
über Kurzstreckenwaffen eingetreten, dies müsse not- 
wendigerweise zur dritten Null-Lösung führen? Ich 
bin zur Zeit keineswegs ein Anhänger der dritten 
NuD-Lösung. Ich bin der Meinung, daß man die dritte 
NuD- Lösung aber als Option offenhalten muß. Wäre es 
bei den Kurzstreckenwaffen nicht schon ein VorteU, 
wenn man beispielsweise bei einer Vereinbarung 
gleicher Obergrenzen ankäme, z. B. auf dem Niveau, 
das der Westen heute hat, öder wenn man bei glei- 
chen Obergrenzen auf einem niedrigeren Niveau an- 
käme, ohne daß dies bereits zur dritten Null-Lösung 
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führen würde? Diese Fragen gelten unabhängig von 
den Fortschritten bei den CFE-Verhandlungen in 
Wien, 

Vielen Dank. 

Verteidigungsminister Younger bekräftigt seine Auf- 
fassung, daß die Einleitung der Verhandlungen über 
atomare Kurzstreckenwaffen von dem Erfolg der Wie- 
ner Verhandlungen über die Reduzierung konventio- 
neller Streitkräfte abhängig sein müsse. 

Eine dritte Null-Lösung sei abzulehnen, da ansonsten 
die Verteidigungsfähigkeit der Allianz, welche auf 
dem Prinzip der nuklearen Abschreckung und der 
Strategie der flexiblen Antwort beruhe, nicht gewähr- 
leistet sei. Es bestehe eine enorme Überlegenheit der 
Warschauer-Pakt-Staaten auf konventionellem Ge- 
biet. Essei zu hoffen, daß die VKSE-Ver handlangen zu 
einer Reduzierung der konventionellen Waffen auf 
einem niedrigerem Stand als dem jetzigen der NATO 
führten. Dies setze eine Reduzierung von mehr als der 
Hälfte der sowjetischen konventionellen Streitkräfte 
voraus. Bevor dieses schwierige Verhandlungsergeb- 
nis nicht erreicht sei, wäre es verfrüht, in Verhandlun- 
gen über nukleare Kurzstreckenraketen einzutreten, 
die für die Verteidigungssituation der Bündnispartner 
lebenswichtig seien. 

Prof. Dr. Soell (SPD): Herr Präsident! Herr Minister, 
Sie haben gerade — in der Antwort auf die zuletzt 
gestellte Frage — noch einmal die Notwendigkeit der 
Existenz von Nuklearwaffen zur Verhinderung von 
Kriegen hier in Europa betont. Auf der anderen Seite 
haben Sie in der Antwort auf die Frage des Kollegen 
Scheer Ihre Sorge über die Gefahren der weltweiten 
Proliferation von Nuklearwaffen ausgedrückt. Ich 
sehe hierin einen Widerspruch, um nicht zu sagen 
eine Art Schizophrenie der Atommächte, wenn Sie auf 
der einen Seite die Notwendigkeit der Existenz der 
Atomwaffen zur Kriegsverhinderung und auf der an- 
deren Seite die Notwendigkeit der Non-Proliferation 
betonen. Denn wenn es richtig wäre, daß Atomwaffen 
Kriege verhindern, wäre die Logik die, daß man dann 
in alle Krisen- und Kriegsgebiete der Welt den jeweils 
Beteiligten Atomwaffen liefern müßte, damit der Frie- 
den eintritt. 

Ich glaube, daß jedenfalls nach 1945 — ich frage Sie, 
ob Sie mir in meiner Bewertung zustimmen — bei den 
beteiligten europäischen Ländern auf Gnmd der Er- 
fahrungen des Zweiten Weltkriegs — und der Kriege 
in unserem Jahrhxmdert in Europa überhaupt — ein 
Stück mehr Vernunft eingekehrt ist und daß dies zur 
Kriegsverhinderung viel ausschlaggebender ist als 
die Existenz bestimmter Waffen. 

Ich frage Sie, ob Sie sich meiner Meinung anschlie- 
ßen? 

Verteidigungsmirüster Younger verneint die Frage 
und führt hierzu ergänzend aus, daß er der festen 
Überzeugung sei, daß die Existenz von nuklearen 
Waffen dazu beitrage, die Entstehung von Kriegen zu 
verhindern. Der Angreifer könne, auch wenn er an 
konventionellen Waffen überlegen sei, nicht sicher 
sein, den Krieg zu gewinnen. Die Existenz von nuklea- 
ren Waffensystemen bilde das bisher effektivste Ab- 


schreckungssystem in der Geschichte der Mensch- 
heit. 


Tagesordnungspunkt: 

Die derzeittgen Aspekte der Rüstungskontrolle: 
die westeuropäische Position — Antwort auf den 
Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 1182) 

Berichterstatter: Abg. de Beer 
(Niederlande) 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf mich dem Dank der Kollegen an 
den Berichterstatter und die Mitarbeiter anschließen. 
Dieses Thema ist nicht nur faszinierend, diese Arbeit 
war meines Erachtens auch notwendig. Sie muß von 
uns Europäern erbracht werden. Diese Arbeit zeigt 
einen guten Rückblick, aber auch einen guten Über- 
blick über die augenblicklichen Aspekte der Rü- 
stungskontrolle. 

Herr Berichterstatter, es sollte uns nicht enttäuschen, 
daß Brüssel ims überholt hat und mit einer Einigung 
zuvorgekommen ist. Zum 40. Geburtstag mußte sich 
die NATO ja auch irgendwie beschenken. Wir freuen 
\ms, daß dieses Geschenk so großzügig ausgefallen 
ist, und daß sich jeder darüber freuen kann, kön- 
nen mit Brüssel zufrieden sein. Und Sie können aus 
Brüssel gewissermaßen die Bestätigung mitnehmen, 
daß Ihr Bericht in der richtigen Richtung angelegt 
wurde. Wir sollten hier nicht den Ehrgeiz haben, Brüs- 
sel zu korrigieren oder gar hinter Brüssel ziirückzu- 
bleiben. Wir sollten die mit dem Brüsseler Beschluß 
erreichte Offenheit nicht zuschütten. Das sage ich vor 
allem auch im Hinblick auf die sogenannte Lance- 
Modermsierung, 

Ich bin dem Berichterstatter dankbar, daß er die Anre- 
gung zu Punkt 6 der Empfehlung aufgenommen hat, 
eine Präzisierung vorzimehmen; denn wir Deutsche 
wollen an der Entwicklimg und der Forschimg bezüg- 
lich atomarer Kurzstreckenraketen nicht mitwirken 
und können es nach unserem Gnmdgesetz auch nicht. 
Wir haben ein für allemal auf die Entwicklimg, For- 
schimg und Herstellung von A-, B- und C-Waffen ver- 
zichtet. Deshalb haben wir in Brüssel nur zugestimmt, 
daß dies eine nationale amerikanische Entscheidung 
ist. National kann ja jedes Parlament dazu seine Mei- 
nung vertreten. 

Unter den derzeitigen Aspekten der Rüstungskon- 
trolle ist es meines Erachtens sehr wichtig, ein Wort zu 
den Verhandlungen zu sagen. Herr Kollege Wilkin- 
son, deswegen habe ich diese Ergänzung einge- 
bracht. Denn wir sollten keine Waffenart aus den Ver- 
handlungen ausschließen. Wie sonst wollen Sie denn 
diese enorme Überlegenheit der Sowjetunion im SNF- 
Bereich reduzieren als durch kontrollierbare Ergeb- 
nisse, als durch im Verhandlungswege erzielte kon- 
trollierbare Ergebnisse? 

Ich glaubte, mit meinem Vorschlag nach Punkt 6 der 
Empfehlungen einen weiteren Punkt einführen zu sol- 
len, der allgemeiner Natur ist und Verhandlungen 
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anregt. Ich wollte eine offene Formulierung Vorschlä- 
gen, die weder den Briten in ihrer Meinung zu nahe 
tritt noch die Deutschen daran hindert, zuzustünmen. 
Ich meine, man sollte mit dieser offenen Formulierung 
in Verhandlungen eintreten. Und das sollte weder 
zeitlich limitiert werden, wie wir es gern gemacht hät- 
ten, noch sachlich limitiert werden. Es sollte eine Platt- 
form sein, auf der wir alle stehen können. Aber wir 
werden ja nachher bei der Einbringung dieser Ergän- 
zung darüber noch reden können. 

Ich halte es für sehr wichtig, wie es in Punkt 4 der 
Präambel festgelegt ist, daß wir das Prinzip der ge- 
meinsamen Obergrenzen festschreiben. Es soll also 
nicht um prozentuale Reduzierungen, sondern wirk- 
lich um das Prinzip der gemeinsamen Obergrenzen 
gehen. Das heißt: Wer mehr hat, muß mehr verschrot- 
ten. 

Daß die in den Empfehlungen unter Punkts ange- 
sprochene 10% -Grenze nur eine Richtungsentschei- 
dung sein kann, darin werden Sie mir wohl alle zu- 
stimmen. Mir wäre es recht, wenn die Prozentzahl 
deutlich höher ausfallen würde. 

Sehr wichtig ist der Punkt 5 der Präambel. Die Offen- 
sivfähigkeit vor allem der Warschauer-Pakt-Streit- 
kräfte muß beseitigt werden. Wir wollen zu beidersei- 
tigen strukturellen Veränderungen kommen, die auch 
die defensive Verteidigungsstruktur unserer Streit- 
kräfte deutlicher herausstreichen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu Punkt 6 der Präam- 
bel sagen. Von einigen Kollegen wurden schon die 
nukleare Abschreckung und der Waffenmix ange- 
sprochen, der auf absehbare Zeit so wohl hingenom- 
men werden muß. Ich sage unter den augenblickli- 
chen Umständen: auf absehbare Zeit. So ist es in Brüs- 
sel formuliert. Zur Zeit gibt es keine annehmbare 
Alternative zur atomaren Abschreckung. 

Aber ich möchte hinzufügen: Je kürzer die Reich- 
weite, desto geringer die Abschreckung und desto 
größer die Selbstabschreckung. Das gilt vor allem für 
diejenigen, die ihre Heimat in dem mitteleuropäi- 
schen Schlachtfeld — das nie kommen möge — ha- 
ben. 

Deswegen ist es notwendig, daß wir langfristig durch 
eine Politik des Ausgleichs und der Kooperation, der 
Zusammenarbeit, auch durch eine kooperative Si- 
cherheitspolitik ein zweites Sicherheitsnetz unter 
diese Abschreckungsstrategie spannen. 

Da ich gerade bei der Abschreckung bin, erlauben Sie 
mir, Herr Präsident, noch einen Hinweis. Uns liegen 
hier zwei authentische Texte vor. In dem einen Text 
heißt es zu Punkt 6 der Präambel auf Französisch: „re- 
connaissant que les forces nucleaires strategiques". In 
dem entsprechenden englischen Text heißt es bei 
Punkt 6 der Präambel: „recognizing that SNF- 
weapons". Ich glaube, das sind zwei Paar Stiefel. Ich 
glaube, das sind sehr unterschiedliche Dinge. Die 
NATO redet von substrategischen Nuklearkräften. 

Ich darf hier noch etwas hinzufügen. Aber das fällt 
nicht in die Verantwortung dieses Hauses. In dem 
deutschen Text heißt es auf einmal in dem gleichen 
Zusammenhang „nukleare Gefechtsfeldwaffen". Das 


ist nun völlig falsch *). Ich bitte, wenn es um ein so 
sensibles Thema geht, gerade diese Ausdrücke zu- 
mindest in den offizi^en Texten möglichst korrekt 
wiederzugeben zu versuchen. 

Ich begrüße — damit komme ich zum Schluß daß 
der Präsident unseres Bündnispartners USA, Präsi- 
dent Bush, die Initiative zur Abrüstung durch seine 
Brüsseler Initiative wieder zurückgewonnen hat und 
daß er damit die begrüßenswerten Vorschläge des 
sowjetischen Generalsekretärs einer Nagelprobe am 
Verhandlungstisch unterwerfen wird. Denn wir wol- 
len über Abrüstung unsere Sicherheit verbessern. 

Ich meine, daß das über 30 Seiten starke Brüsseler 
Dokument auch eine Grundlage für eine gemeinsame 
europäische Ostpolitik schafft, d. h. für eine gemein- 
same europäische Bewertung der Vorgänge in Osteu- 
ropa. Denn wir müssen zu einer Friedensordnung 
kommen, die weit über Europa hinausreicht. Wir müs- 
sen eine Friedensordnung schaffen, die das gesamte 
Europa umfaßt. 

Vielen Dank. 

Kittelmann (CDU/CSU): Meine Damen und Herren! 
Ich kann mich nach den Ausführungen des Berichter- 
statters kurz fassen. Ich darf mich bei ihm nochmals 
namens des Verteidigungsausschusses bedanken. 
Wir haben den Bericht mehrfach ausführlich disku- 
tiert. Er ist im Verteidigungsausschuß einstimmig bei 
zwei Enthaltungen angenommen worden. Alle politi- 
schen Gruppen waren bei der Entscheidung beteiligt 
und haben mitdiskutiert. 

Ich glaube, daß die Chance, die wir haben, einmalig 
ist, unmittelbar nach dem NATO-Gipfel als Westeuro- 
päische Union unsere Meinung zu Lesern Thema sa- 
gen zu können. 

Ich möchte mich bei dem Berichterstatter für seine 
hervorragende Arbeit nochmals herzlich bedanken. 

Schönen Dank. 


Empfehlung 470 

betr. die derzeitigen Aspekte der Rüstungskontrolle: 
die westeuropäische Position 

DIE VERSAMMLUNG 

(i) begrüßt den erfolgreichen Abschluß des dritten 
Folgetreffens in Wien im Januar 1989 und insbe- 
sondere die Verabschiedung des Mandats für 
Verhandlungen über konventionelle Streit- 
kräfte in Europa (VKSE) und den vielverspre- 
chenden Beginn diieser Verhandlungen; 

(ii) betont, daß die Fehler, die die MBFR-Verhand- 
lungen beeinträchtigten, nicht wiederholt wer- 
den sollten und daß vor allem die Meinungsver- 
schiedenheiten über die tatsächliche Zahl und 
Qualität der Waffensysteme und Truppenstärke 
sowie Differenzen in bezug auf ein wirksames 


* ) Red. Anm. : Für die deutsche Übersetzung lag ausschließlich 
die englische Fassung vor. 
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und striktes Verifikationsregime vermieden 
werden müssen; 

(üi) ist sich sicher, daß es im Interesse aller dreiund- 
zwanzig Teilnehmerstaaten der VKSE-Ver- 
handlungen hegt, daß die Verhandlungen er- 
folgreich und harmonisch verlaufen und jedes 
unnötige Hindernis vermieden wird; 

(iv) ist der Ansicht, daß die pohtische Reahtät die 
Festlegung gleicher Obergrenzen für Waffensy- 
steme und Streitkräfte verlangt, die deutlich un- 
ter der derzeitigen NATO-Stärke liegen; 

(v) ist überzeugt, daß das Nichtvorhandensein von 
Offensivsystemen in der Nähe der Feindberüh- 
rungslinie das gegenseitige Vertrauen stärken 
würde; 

(vi) erkennt an, daß die nuklearen Kurzstreckensy- 
steme (SNF) Bestandteil einer glaubwürdigen 
Abschreckung sind — selbst bei einem Gleich- 
gewicht der konventionellen Waffensysteme — 
und daß eine Zusammensetzung nuklearer und 
konventioneller Waffen auch in überschaubarer 
Zukunft eine Notwendigkeit bleibt; 

(vii) stellt jedoch fest, daß zur Vertiefung der techni- 
schen und taktischen Untersuchungen über den 
Erwerb der Lance- Flugkörper Zeit benötigt wird 
und daß es in Anbetracht der laufenden VKSE- 
Verhandlungen gegenwärtig nicht erforderhch 
ist, eine endgültige Entscheidung über die Pro- 
duktion zu treffen; 

(viii) betont, daß die Veröffentlichung klarer und aus- 
führhcher Verteidigungshaushalte einen nützh- 
chen Beitrag zur Stärkung des gegenseitigen 
Vertrauens darstellen würde; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. sich für klare Definitionen von gleichen Obergren- 
zen einzusetzen und dabei soweit wie möghch qua- 
litative Komphkationen zu vermeiden und zu be- 
rücksichtigen, daß unterschiedliche Ansichten 
über die tatsächhchen Truppenstärken eine Frage 
von nebenrangiger Bedeutung ist; 

2. dafür einzutreten, daß sich im Hinblick auf eine 
wirksame und strenge Verifikation der im Mandat 
erwähnte Austausch von Informationen nicht nur 
auf die Höhe der Bewaffnung und die Truppenstär- 
ken, sondern auch auf die genauen Standorte be- 
zieht; 

3. die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um si- 
cherzustellen, daß die WEU in der äußerst wichti- 
gen Frage der Verifikation sachdienliche Untersu- 
chungen imtemimmt und der Versammlung einen 
ausführhchen Bericht über diese Frage vorzule- 
gen; 

4. die Möghchkeit einer Einbeziehung aller konven- 
tionellen Waffensysteme, die in dem Mandat nicht 
ausdrücklich ausgenommen sind, in die Verhand- 
lungen über die konventionellen Streitkräfte in Eu- 
ropa (VKSE) in Erwägung zu ziehen, wenn dies von 
beiden Seiten als wesentlich für den harmonischen 
Ablauf der Verhandlungen angesehen wird; 


5. durch asymmetrische Reduzierungen gleiche 
Obergrenzen anzustreben, die unter dem derzeiti- 
gen Bestand der NATO liegen, und als vorläufiges 
Ziel eine Reduzierung von mindestens 10% bei 
Kampfpanzem, Infanterie-Kampffahrzeugen und 
Artillerie festzulegen; 

6. auf einer nationalen Grundlage an allen für den 
Ersatz der Lance -Flugkörper notwendigen Vorbe- 
reitungen teilzunehmen, aber die Entscheidung 
über Produktion/Dislozierung zu einem späteren 
Zeitpunkt zu treffen; 

7. die Aufnahme von Verhandlungen über die nu- 
klearen Kurzstreckenwaffen (SNF) zu fordern; 

8. die Veröffentlichung von vollständigen, ausführh- 
chen und klaren Verteidigungshaushalten durch 
alle Teilnehmer der KSZE- Gespräche zu ermuti- 
gen; 

9. den amtierenden Vorsitzenden zu ersuchen, aus 
den Mitghedern der Delegation seines Landes in 
Wien eine hochrangige Kontaktperson der WEU 
für die Verhandlungen über die konventionellen 
Streitkräfte in Europa (VKSE) zu ernennen. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Verurteilung der Unterdrückung und des an 
Studenten und anderen Personen begangenen 
Massakers in der Volksrepublik China 

(Drucksache 1191) 

Berichterstatter; Abg. Kittelmann 
(Bundesrepubhk Deutschland) 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der Dringlichkeitsantrag ist heute 
einstimmig auf die Tagesordnung gesetzt worden. Ich 
bedanke mich ausdrückhch bei unserem Kollegen 
Wilkinson für seine Initiative. 

Ich bin sicher, daß sein Antrag die Empörung und die 
Empfindung aller Mitgheder der Parlamentarischen 
Versammlung zum Ausdruck bringt. Wir verurteilen 
die brutale Unterdrückung und Ermordung von Tau- 
senden junger Menschen durch das kommunistische 
Regime in China. Junge, ideahstische Studenten, de- 
ren einziges Ziel es war, etwas mehr Demokratie und 
Menschhchkeit durchzusetzen, wurden hemmungs- 
los niedergemetzelt. Aber — das wird die Geschichte 
beweisen — auch die Machthaber in der Volksrepu- 
bhk China werden die Erfahrung machen müssen: 
Der Ruf nach Freiheit und Menschenrechten läßt sich 
nicht auf Dauer durch Panzer und Gewalt niederhal- 
ten. 

Meine Damen und Herren, Sie wissen, daß der Ver- 
teidigungsausschuß der Parlamentarischen Ver- 
sammlung vom 12. bis 22. Mai China und Hongkong 
besucht hat. Wir wurden Zeuge der friedhchen De- 
monstrationen Hunderttausender friedliebender 
Menschen. Es waren Studenten, die nicht das System 
radikal verändern wollten, sondern sich gegen Kor- 
ruption, Wohnungsnot und für mehr Pressefreiheit 
aussprachen. 
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Alle Mitglieder nahmen die Gelegenheit wahr, in Pe- 
king auf dem Platz des Himmhchen Friedens, in Xien, 
Shanghai, Kanton und dann auch in Hongkong mit 
den Menschen zu diskutieren. 

Wir haben die persönliche Erfahrung machen kön- 
nen: Hier handelt es sich um patriotische junge Chi- 
nesenr die ihrem Land helfen wollten. Es sind keine 
Konterrevolutionäre, keine ideologischen Weltver- 
besserer, sondern Menschen, die täglich die Sorgen 
und Nöte der über einer Milharde Chinesen kennen- 
gelemt haben. Diese jungen Menschen wollten im 
Prinzip den Machthabern helfen, dem Kommunismus 
ein menschhches Ansehen zu geben. Sie forderten die 
pohtische Führung zu Gesprächen auf. Sie baten um 
Gehör bei Repräsentanten des Volkskongresses und 
der Regierung. Wochenlang hatten die pohtisch Ver- 
antworthchen Zeit, dieser Situation gerecht zu wer- 
den. 

Aber: Die politisch Verantwortlichen haben sich den 
Söhnen des eigenen Volkes verweigert. Dabei haben 
wir bei unseren Gesprächen die positive Erfahrung 
machen können, daß auch unsere offiziellen Ge- 
sprächspartner mit einem gewissen Wohlwollen und 
teilweise unverhohlener Sympathie den Forderungen 
und Wünschen dieser jungen Menschen gegenüber- 
standen, ob es in Peking der erste stellvertretende 
Wirtschaftsminister oder der stellvertretende Außen- 
minister Zhon Nan war, ob es der Vizepräsident 
Ye Fei des Volkskongresses oder die führenden Ver- 
treter des Chinesischen Instituts für auswärtige Ange- 
legenheiten unter Leitung des Vorsitzenden Han 
Nianlang waren. Unsere Besuche bei der Armee und 
bei den Seestreitkräften sowie die Diskussion mit ho- 
hen Offizieren haben gezeigt; Keiner dieser Ge- 
sprächspartner hielt die Studenten für Feinde oder für 
Konterrevolutionäre, sondern für die Garanten der 
Zukunft ihres Landes. 

Nein, versagt haben nicht die Studenten: Versagt hat 
in China ein System mit einer verkrusteten Führungs- 
spitze r das freiheitsfeindlich und diskussionsunfähig 
ist. Wer durch Soldaten auf seine eigenen Söhne 
schießen läßt, wer Tausende ermorden läßt, weil man 
tmfähig ist, mehr Freiheit und Menschenrechte zu 
gewähren, der darf keine Zukunft mehr haben. 

Meine Damen und Herren, es hat sich erwiesen: Der 
Wunsch nach Freiheit ist stärker als jede Unterdrük- 
kungr Demokratie ist stärker als jede Diktatur, 
Menschhchkeit ist stärker als jede Ideologie. 

Wenn wir an diesem Tag erfahren müssen, wie mit 
unvorstellbarer Grausamkeit, wie mit roher Gewalt 
der Ruf der chinesischen Jugend, der Arbeiter und 
Akademiker in China unterdrückt wird, dann bleibt 
uns nur die Verachtung für die skrupellosen Gestal- 
ten, die sich offensichtlich innerhalb der chinesischen 
Führung durchgesetzt haben. 

Präsident Mitterrand hat recht, wenn er sagt, daß eine 
Regienmg gescheitert ist, die auf ihre eigene Jugend 
schießen läßt. Präsident Bush hat recht, wenn er alle 
Lieferungen und Hilfen an China unterbricht. Es ist ja 
wohl auch unvorstellbar, daß aus freiheithchen Staa- 
ten gelieferte Waffen zur Unterdrückung des Frei- 
heitswillens des chinesischen Volkes beitragen. 


Ich verstehe gut, daß britische Abgeordnete die Rück- 
gabe Hongkongs an China in Frage stellen. Ich teile 
die Meinung der deutschen Bundesregienmg, ja, ich 
verstärke sie; Brutaler Einsatz von Panzern und 
Schußwaffengebrauch sind nicht nur schwere Men- 
schenrechtsverletzungen, sie stellen die Verursacher 
dieser Gewalt außerhalb der Völkergemeinschaft. 

Wenn das blockfreie Jugoslawien imd darüber hinaus 
das Mitghed des Warschauer Paktes, Ungarn, die 
Massenmorde von Peking schärfstens verurteilen, 
wenn der Chefkommentator des ungarischen Fernse- 
hens die Meinung vertritt, daß „die Mörder in Peking 
treue Anhänger'" der „Ordnung" sind und daß es sol- 
che Personen „in großer Zahl auch in allen anderen 
soziahstischen Ländern gibt", dann beweist dies, daß 
es blockübergreifend Ansätze für einen ersten Kon- 
sens in Menschenrechtsfragen gibt. 

Es ist zu hoffen, daß sich die UdSSR, die offizielle 
Regierung in Polen und die Tschechoslowakei der 
Haltung Ungarns sehr schnell anschheßen. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich folgendes sagen. Ich 
glaube, es ist ein erfreuliches Zeichen und für uns ein 
Grund zur Gratulation, daß Lech Walesa am Sonntag 
bei den Wahlen in Polen einen großartigen Erfolg 
erzielt hat. Noch schweigen die Länder des kommuni- 
stischen Lagers offiziell. 

Mir als Deutschem und Berliner wäre es ein besonde- 
res Anhegen, daß sich auch die DDR, die SED-Füh- 
rung, die bisher menschenverachtend die Position der 
kommunistischen Diktatur von Peking stützt, im Inter- 
esse der Menschen in China, im Interesse der 
Menschhchkeit der Forderung nach einer gewalt- 
freien Lösung des Konflikts in China anschheßt. 

Meine Damen und Herren, es klingt hart: Die kommu- 
nistischen Despoten scheinen sich in China einen Ab- 
gang bereiten zu wollen, wie ihn die Welt noch nicht 
gesehen hat. Wenn die Meldungen von heute früh 
stimmen, die uns immer wieder neu erreichen, dann 
deutet es immer mehr darauf hin, daß China am 
Rande eines Bürgerkrieges steht. Dann stehen sich 
chinesische Armeen in Peking feindhch gegenüber. 

Wenn die Mächtigen in China jetzt nicht ihren Kurs 
der Gewalt aufgeben, wenn sie nicht die 27. Einheit, 
die das Blutbad in Peking anrichtete, zurückziehen, 
dann droht ein Flächenbrand unvorstellbaren Ausma- 
ßes. 

Die politisch Verantwortlichen müssen erkennen, daß 
eine Herrschaft, die auf Furcht und permanenter Ein- 
schüchterung des Volkes basiert, keinen Bestand ha- 
ben kann. Nie wieder wird für die Studenten in Peking 
das Wort von Konfuzius gelten: „Vertiefe dich in deine 
Bücher, und laß alles andere an dir vorüberziehen." 

Das China nach dem 4. Juni ist ein anderes. Das refor- 
merische China, in das die freien Staaten der Welt ihre 
Hoffnung setzten, ist tot. Es starb mit vielen Pekinger 
Bürgern, mit den gewaltlos nach Demokratie rufen- 
den Studenten auf dem Platz des Himmhschen Frie- 
dens, der ein Ort der höllischen Gewalt wurde. 

Im Interesse der Menschhchkeit, des Friedens, aber 
auch des chinesischen Volkes fordern wir die Pekin- 
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ger Machthaber auf, zu einer gewaltlosen Lösung des 
Konflikts zurückzukehren. 

Meine Damen und Herren, nicht nur China beweist: 
Der Kommunismus steht vor einem Scherbenhaufen. 
Die Ereignisse in der Sowjetunion, Ungarn, Polen und 
der Tschechoslowakei geben den Beweis. 

Ein Kommentator schreibt in der heutigen Ausgabe 
der deutschen „Frankfurter Allgemeinen Zeitung"': 

„Der Kommunismus wankt. Wir müssen feststellen: 
Es war nicht nur die Botschaft von Menschenrech- 
ten, Selbstbestimmung, Freiheit und Demokratie, 
die ihn in eine tiefe Krise gestürzt hat. Es war vor 
allem, Gorbatschows Eingeständnis folgend, die 
Unfähigkeit dieser Lehre, die xirsprünglich aus ei- 
ner Kritik des Kapitalismus hervorgegangen ist, ein 
Wirtschaftssystem aufzubauen, das den elementa- 
ren Ansprüchen der Menschen gerecht wird. " 

Er folgert weiter: 

„Und wo dies versucht wurde, wie in China, war es 
die Unfähigkeit der Parteiführung, zu begreifen, 
daß mehr wirtschaftliche Freiheit und größere po- 
litische Freiheiten zwei Seiten einer Medaille 
sind. " 

Der Kommentator hat recht: 

Die kommunistischen Regime dieser Welt sind nicht 
in der Lage — weder wirtschaftlich noch politisch — , 
mit jenen Herausforderungen fertigzuwerden, die 
sich der Menschheit an der Schwelle zum 
Jahre 2000 stellen. 

Je eher man das einsieht und je weniger auch in Zu- 
kimft Hunderte oder Tausende jimger Menschen da- 
für sterben müssen, daß sie auf diesen Irrtum auf- 
merksam machen, desto besser ist es. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben in unserer 
heutigen Diinglichkeitsdebatte unsere große Solida- 
rität mit den bewundernswerten jungen Menschen in 
China zum Ausdruck bringen können. Wir werden es 
in der folgenden Debatte weiterhin tun. 

In bewundernswerter Weise haben jxmge Menschen 
ihr Leben riskiert imd leider auch geben müssen. Ver- 
antwortlich für die brutalen Morde ist ein kommuni- 
stisches Regime, das sich dafür auch zur Verantwor- 
tung ziehen lassen muß. 

Wir erwarten von den Regierungen unserer Mitglieds- 
länder, daß sie jede politische Chance nutzen, Einfluß 
zu nehmen, daß weiteres Blutvergießen verhindert 
wird und die chinesischen Machthaber durch die 
Weltöffentlichkeit und durch eine große gemeinsame 
Initiative unter einen Druck gesetzt werden, den sie 
beachten müssen. 

Schönen Dank. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kolle- 
ginnen und Kollegen! Man muß sich lange Jahre zu- 
rückerinnem, um an Bilder zu denken, wie wir sie seit 
Sonntag im Fernsehen sehen, bei den Berichten über 
das, was im Augenblick in China geschieht: wie 
kriegsmäßig ausgerüstete Panzerverbände in eine un- 
bewaffnete Bevölkerung schießen und wie Frauen 
und Kinder unter den Ketten der Panzer zermalmt 


werden. Eine grausige Ironie: Mord auf dem Platz des 
„Himmlischen Friedens"! Für diesen Mord gibt es 
überhaupt keine Entschuldigung, überhaupt keine 
Rechtfertigung. Waffen und Brutalität sind nie imd 
nirgends ein Mittel der politischen Auseinanderset- 
zung. Mit Waffen ist nie xmd nirgends der Friedens- 
willen eines Volkes gebrochen worden. Das beweist 
die Geschichte. 

Ich hoffe, daß die vernünftigen Kräfte in China 
-- auch in der chinesischen Führung gibt es, wie Kol- 
lege Kittelmann berichtet hat, und ich kann das bestä- 
tigen, vernünftige Kräfte — , als geschichtsbewußte 
Menschen diese Lektion lernen und dieses Verbre- 
chen gegen das eigene Volk als solches kennzeich- 
nen, erkennen und alle Konsequenzen daraus zie- 
hen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden uns über 
die Annahme der Resolution sehr schnell einig. Ich 
hoffe, daß sie einstimmig verabscliiedet wird. Aber ich 
meine, damit ist es nicht getan. Es kann uns nicht 
gleichgültig sein, ob das größte Volk der Erde erneut 
in dumpfe Rückständigkeit, in Unruhen oder gar in 
einen Bürgerkrieg verfällt. Die Welt kann einen wei- 
teren Krisenherd nicht vertragen. 

Daraus folgt auch imd gerade in imserem eigenen 
Interesse, daß wir die Brücken zu China nicht abbre- 
chen dürfen, daß wir, wo immer dies möglich ist, hel- 
fen sollten, damit eine Reformpolitik neuer Art in die- 
sem Lande beginnen kann. 

Die in China praktizierte Reformpolitik — wir haben 
in den vergangenen Jahren hier, im Europarat und in 
unseren nationalen Parlamenten darüber viel Positi- 
ves gehört — baute auf den Trümmern der Kulturre- 
volution auf, die seinerzeit — erinnern wir uns bitte — 
zur Schließung aller Schulen, aller Institute und Uni- 
versitäten geführt hat, mit Ausnahme solcher For- 
schungsinstitute, die für die Atomrüstung unbedingt 
notwendig waren. Diese Kulturrevolution hätte China 
bei weiterem Fortdauern in das tiefe Mittelalter zu- 
rückgestoßen, Heute nun haben wir hier über die da- 
mals begonnene Reformpolitik viel Negatives gehört. 
In der Tat hat sie sich auf wirtschaftliche Probleme 
beschränkt, die Herrschaft der Partei aber imangeta- 
stet gelassen. Sie hat zu erheblichen Verwerfungen 
und Brüchen ökonomischer, sozialer und pohtischer 
Art geführt, Verwerfimgen beispielsweise zwischen 
der ländlichen und der städtischen Bevölkerung, zwi- 
schen Bauern einerseits, Arbeitern, Angestellten, Be- 
amten und Studenten andererseits. Aber wenn wie in 
China etwa drei Viertel der Bevölkerung auf dem 
Lande leben, dann muß eine Reform, eine Verbesse- 
rung der wirtschaftlichen Situation der Bevölkerung 
zwangsläufig hier anfangen, wenn man die Mehrheit 
gewinnen und die Versorgung der Bevölkerung mit 
Lebensmitteln sicherstellen will. 

Eigenartig und für uns als Exiropäer nahezu unver- 
ständlich war auch, daß innerhalb der Volksrepublik 
China bestimmte Wirtschaftszonen durch ZoUmauem 
abgegrenzt werden, die sogenannten Sonderwirt- 
schaftsräume. Aber wer will behaupten, daß er ein 
besseres Rezept für dieses riesige Reich, für eine Mil- 
harde Menschen hat? 
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Bei aller Kritik müssen wir einiges unverändert fest- 
halten: In China gibt es heute keine Hungersnöte 
mehr. Früher sind Jahr für Jahr Millionen verhungert. 
Die Versorgungslage in China ist heute besser als in 
manchem europäischen Land. Alle Kinder erhalten 
eine Schulbildung. China ist das einzige Land, in dem 
die Geburtenkontrolle in Ansätzen gegriffen hat, eine 
Geburtenkontrolle, die sich mit dem Ein-Kind- Prinzip 
übrigens auf die Masse der chinesischen Bevölkerung 
beschränkte und die Minderheiten davon ausnahm. 
Man hat in Ansätzen sogar die Korruption zu bekämp- 
fen versucht, die eine Plage und Geißel nicht nur für 
China ist; man konnte in chinesischen Zeitungen im- 
mer wieder lesen, daß es zu Verurteilungen gekom- 
men war. 

Es ist für nüch überhaupt nicht erkennbar, welche 
Hintergründe zu einem so brutalen Bruch mit dieser 
Politik geführt haben. In dieser Situation sollten wir 
die Brücken gleichwohl nicht abbrechen. Ich halte 
nichts von einer weltweiten Ächtung Chinas, Die Chi- 
nesen setzen viel auf ihre Beziehungen zu uns und 
auch auf das Ansehen, das ihr Land in Westeuropa 
hat. Deshalb, meine ich, sollten wir alle noch so be- 
scheidenen Möglichkeiten nutzen, um wieder Fäden 
des Gesprächs zu den vernünftigen Kräften in China 
und insbesondere zur chinesischen Jugend zu knüp- 
fen. 

Herr Präsident, berufene Kenner kommunistischer 
Diktaturen behaupten, solche Staaten könnten über- 
haupt nicht im Wege von Reformen verändert werden. 
In der Tat, Behamingsvermögen und das Machter- 
haltungsstreben der Funktionäre gefährden eine Re- 
formpolitik ebenso wie die Ungeduld der Massen. Wir 
sehen dies nicht nur in China; auch Georgien und die 
grausame Beendigung der Unruhen in Tiflis waren 
ein Beispiel für eine solche Gefährdung. Ich hoffe in 
unser aller Interesse nicht, daß diese Zweifler recht 
haben. 

Wir müssen die Entwicklung der Dinge in China wei- 
terhin sehr genau beobachten. Ich bin zuversichtlich, 
daß wir bei der Diskussion des umfassenden Berichts, 
den die Politische Komnüssion für die Dezember-Sit- 
zung vorlegen wird, zu einer besseren Beurteilung in 
der Lage sein werden. Wir sollten uns in der Verurtei- 
lung dessen, was seit Sonntag in China geschieht, 
einig sein. Aber lassen Sie uns die Brücken zum chi- 
nesischen Volk nicht abbrechen! 

Antretter (SPD) : Herr Präsident! Ich glaube, unser Kol- 
lege Karl Ahrens hat zu Recht darauf hingewiesen, 
daß über der Barbarei der letzten Tage nicht verges- 
sen werden darf, was sich in den letzten Jahren als 
richtige Wegmarkierung erwiesen hat. Man könnte 
über die Beispiele, die er genannt hat, hinaus noch die 
Bewältigxmg des Analphabetentums ansprechen. 
Man könnte, gemessen an vielen anderen Ländern, 
durchaus die Sensibilität im Umgang mit Minderhei- 
ten ansprechen. 

Aber heute geht es um etwas Besonderes. Ich möchte 
als einer der Teilnehmer der Reise des Verteidigiings- 
ausschusses daran erinnern: Heute vor 24 Tagen, 
abends um 9 Uhr, kamen die Mitglieder des Aus^ 
Schusses unserer Versammlung von den Gesprächen 
zurück, die sie mit Vertretern der Politik und der Par- 


tei geführt hatten. Einige von uns begaben sich axif 
diesen Platz des Himmlischen Friedens zu den de- 
monstrierenden Studenten, Da war kein Bangesein, 
da waren keine Angst und keine Aggressivität. Viel- 
mehr begegneten wir imter der Gedenksäule für die 
Opfer des Langen Marsches einer Atmosphäre der 
Freiheit und der Friedfertigkeit. Es war Hoffnung in 
den Gesichtem der Zehntausenden, Hoffnung auf 
mehr Gerechtigkeit und auf eine Demokratisierung 
des Systems, die mehr Bürgerrechte bringen sollte. 

Kaum jemand hatte es für möglich gehalten, daß die 
Volksbefreiungsarmee auf die eigenen Landsleute 
schießen würde. 

Die konservative Frankfurter Allgemeine Zeitung 
sagt in ihrer gestrigen Ausgabe zu Recht, diese Ein- 
schätzung sei keineswegs naiv gewesen? denn sie 
wurde geteilt von Arbeitern wie von Intellektuellen, 
von Wissenschaftlern, von unteren und mittleren Par- 
teifunktionären, ja, selbst von amtlichen Sprechern 
und — Kollege Kittelmann wies darauf hin — von na- 
hezu allen Gesprächspartnern, denen wir begegnet 
sind, ranghohen Persönlichkeiten bis zum Vizeaußen- 
minister. 

Als wir einen Tag später zum zweitenmal zu den Stu- 
denten gingen, da erfuhren wir, daß sich auch die 
Tochter des Kommandeurs der Streitkräfte unter den 
Demonstranten befand. 

Und drei Tage später — wir hatten mittlerweile De- 
monstrationen in Xi' an erlebt und waren mm in 
Shanghai, wo es ebenfalls vieltausendfache Solidari- 
sienmg gab — lasen wir, daß 100 hohe militärische 
Führer nicht bereit waren, das nüttlerweile verhängte 
Kriegsrecht militärisch wirksam werden zu lassen, wie 
sie es öffentlich bekundet hatten. Es hieß weiter, drei 
der sieben Militärregionen seien nicht bereit, den 
Ausnahmezustand militärisch zu stützen. 

Dennoch ist das Schreckliche geschehen. Und wir 
dürfen keinen Zweifel daran lassen, daß das grauen- 
volle Blutbad, das Polizei- und MiÜtäreinheiten in 
Peking durch wahllosen Waffengebrauch angerichtet 
haben, durch nichts zu rechtfertigen ist. 

Wer jetzt Proteste als Pflichtübungen versteht und 
meint, er könnte danach zur Tagesordmmg überge- 
hen ~ business as usual? damals, als es um Geschäfte 
ging, hat die Abwesenheit Gottes übrigens niemand 
beklagt — , wer sich heute so verhält, macht sich mit- 
schuldig an den Verbrechen der chinesischen Füh- 
rung. 

Karl Ahrens hat zu Recht gesagt: Wir dürfen nicht die 
Brücken zum Volk abreißen lassen, aber es muß auch 
klar sein, daß eine Regierung, die sich nur mit barba- 
rischer Brutalität an der Macht halten kann, nicht als 
Gesprächspartner für Frieden und Zusammenarbeit in 
Frage kommt. 

Es kann übrigens ein Vorteil sein, daß diese Debatte 
kürz vor dem Besuch Generalsekretär Gorbatschows 
beim Europarat stattfindet. Darin kaim deutlich ge- 
macht werden, daß wir Hoffnungen auf seine Reform- 
politik setzen und dciß reaktionäre Kräfte, die mit dem 
Gedanken einer „chinesischen Lösung" spielen 
könnten, nüt harten Reaktionen und hohen politi- 
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sehen und wirtschaftlichen Nachteilen durch die zivi- 
hsierte Welt rechnen müssen. 

Aber zu unseren Pflichten gehört auch, die Länder des 
Ostens zu unterstützen, in denen durch Reformen der 
Freiheit Bahn gebrochen und die Demokratie auf den 
Weg gebracht werden soll. 

Es war deshalb richtig, daß der Pohtische Ausschuß 
des Europarates letzte Woche in Norwegen sich dafür 
ausgesprochen hat, den Parlamenten der UdSSR, Un- 
garns, Polens und Jugoslawiens die Möghehkeit zur 
Mitwirkung in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates als „special guests" zu geben. Damit 
helfen wir vielleicht auch denen in allen Etagen von 
Pohtik, Regierung und Müitär in China, die Reformen 
wollen. Denn noch sind jene, die in Peking haben 
schießen lassen, nicht die Sieger. Sie haben vorläufig 
die Macht; aber sie haben Blut an den Händen und 
deshalb Autorität verloren. 

Vielen Dank. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Manche meiner Vorred- 
ner haben die Grausamkeiten rücksichtslos aufge- 
zeigt, andere gemahnt, dabei nicht zu vergessen, was 
alles in China für das Volk geleistet und getan wurde. 
Sicherlich haben nicht zu Unrecht meine beiden Vor- 
redner, mein Kollege Ahrens und mein Kollege An- 
tretter, dieses noch einmal herausgearbeitet. 

Aber richtig ist — und so lauten nun einmal die Pres- 
seschlagzeilen — : Anhaltende Straßenschlachten in 
Peking, Tausende von Menschen starben im Hagel 
der automatischen Waffen oder wurden von Panzern 
niedergewalzt. Das britische Fernsehen schätzt die 
bisherigen Opfer auf über 7 000. 

Die Pekinger Regierung bezeichnet die Lage als kri- 
tisch. Welch ein Zynismus! Das Blutbad vom Wochen- 
ende muß als eines der dunkelsten Kapitel der jüng- 
sten chinesischen Geschichte bezeichnet werden. 

Wir haben als Verteidigungsausschuß Mitte Mai die 
Volksrepubhk China besucht. In vielen Gesprächen 
mit Offiziellen der Pekinger Führung wurde uns ver- 
sichert, die Anhegen der Studenten seien nicht falsch, 
ihre Anhegen müßten diskutiert werden. Es lohne 
sich, mit ihnen darüber zu reden, und es lohne sich, 
darüber nachzudenken. 

Bei Besuchen auf dem Platz des Himmhschen Frie- 
dens konnten wir uns von der Friedfertigkeit der Stu- 
denten persönheh überzeugen. Ihre Anhegen, für 
Freiheit und mehr Gerechtigkeit in ihrem Sinne ein- 
zutreten, haben sie in einer angemessenen, friedh- 
chen Art und Weise vorgetragen. Dieses haben wir 
persönheh erlebt. 

Die jungen Menschen waren überzeugt, ihrem Lande 
einen Dienst zu erweisen. Sie waren keine Konterre- 
volutionäre; das woUten sie nicht sein. Sie woUten 
innere Reformen, um Antworten auf die Zukunftsfra- 
gen der chinesischen Nation zu finden. 

Die mihtärischen Führer dagegen vermittelten uns 
ihre Auffassung, eine Armee des Volkes zu sein und 
nie gegen das eigene Volk eingesetzt zu werden, 
denn sie seien das Volk. 


In einem „Spiegel “-Interview vom 5. Juni 1989 hat 
Generalmajor Zhu Zongguan erklärt, die Armee 
würde eingesetzt, um die soziale Ordnung wiederher- 
zustehen und um Gutes für die Bürger zu tun. Auf die 
Frage, ob er auf seine Landsleute schießen lasse, ant- 
wortete er: 

Wir sind eine Volksarmee. Wir sind die Kinder des 
Volkes. Wir empfinden tiefe Liebe für das Volk. Wir 
beschützen es. Unsere Aufgabe hier in Peking ist, 
das Leben der Menschen zu schützen. 

Der VoUständigkeit halber sei erwähnt — auch das ist 
in diesem Interview vom 5. Juni 1989 nachzulesen — : 

Die Kritik an Privilegien und Korruption der Beam- 
ten halte ich für richtig. 

Auch dies ist eine Aussage des Generalmajors. 

Was ist nun wirkheh getan worden? In China haben 
jene Greise, die schon bei dem langen Marsch dabei 
waren, mit untauglichen Mitteln erneut versucht, ihre 
diktatorische Macht über eine Milharde Menschen zu 
halten und abzusichern, indem sie die Volksbefrei- 
ungsarmee, die Armee des Volkes, gegen diejenigen 
eingesetzt haben, die sich für mehr Freiheit eingesetzt 
haben, gegen diejenigen, die die Korruption ange- 
prangert haben, gegen diejenigen, die für mehr Men- 
schenrechte und für elementare Grundrechte einge- 
treten waren. Ja, sie heßen diese auf dem Platz des 
Himmhschen Friedens mit Panzern niederwalzen. 

Was können wir tun? Ich rufe die freien Völker auf, 
gegen diese Unmenschlichkeit zu protestieren. Dabei 
wissen wir, daß wir außer diesem morahschen Auf- 
schrei wenig tun können. 

Die Studenten, Bauern und Arbeiter soUen aber wis- 
sen, daß sie sich nicht umsonst geopfert haben. 

Das chinesische Volk hat in der Vergangenheit sehr 
unter Unruhen und Chaos gehtten. Die Mihtärs und 
die Pekinger Führung waren angetreten, ein Volk zu 
befreien, haben sich aber unglaubwürdig gemacht. 

Wie aber kann der Feudahsmus, kann die feudale 
Struktur überwunden werden? Ich stimme den Stu- 
dentenführern zu, die dreierlei fordern: 1. Dreiteilung 
der Gewalten; 2. die Minderheit muß sich der Mehr- 
heit fügen; 3. wir brauchen ein demokratisches Be- 
wußtsein. Menschenrechte und Bürgerrechte müssen 
nicht nur niedergeschrieben, sondern auch durchsetz- 
bar und umsetzbar sein. 

Eines ist auch richtig: Die gegenwärtig bestimmenden 
und herrschenden Kräfteverhältnisse lassen für Illu- 
sionen keinen Raum. Auch wenn es die Fühnmg in 
Peking nicht wahrhaben will: Sie fechten eine verlo- 
rene Schlacht. Das Volk ist gegen sie. 

Das chinesische Volk hat unsere Unterstützung. Wir 

sollten unsere Unterstützung aber mit Augenmaß an- 
bieten, wie es die Sache erfordert. Demagogen sind 
nicht gefragt, und wir sollten nicht unnötig Öl in das 
Flächenfeuer gießen. Flächenbrände sind schwer zu 
löschen. 

Denjenigen, die das Aufbegehren der Chinesen brutal 
mit Waffengewalt niederschlugen, muß man aller- 
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dings Zurufen: Sie haben einen vermeintlichen Sieg 
errungen; er wird nicht von Dauer sein. 

Herzlichen Dank. 

Dr. Feldmann (FDP); Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Diese Vorgänge in China berühren uns 
alle, vor allem diejenigen Kollegen, die auf dem Platz 
des Himmlischen Friedens und an anderen Orten Chi- 
nas den friedlichen Protest miterlebt haben und vor 
Ort mit den Menschen diskutiert haben. 

Deswegen ist es richtig und notwendig, daß wir hier 
Stellung nehmen und protestieren, daß wir protestie- 
ren gegen den Befehl einer überalterten Funktionärs- 
kaste, gegen den Befehl zum Mord an der eigenen 
Bevölkerung durch eine fehlgeleitete Armee. Militäri- 
sche Einheiten, die mit dieser Brutahtät gegen wehr- 
lose Menschen Vorgehen und diese niedermachen, 
beschmutzen den anspruchsvollen Namen „Volksbe- 
freiungsarmee" , den sie sich selber gegeben haben. 

Ich habe hohen Respekt vor dem Mut und der Opfer- 
bereitschaft der zur Öffnung drängenden Bevölke- 
rung Chinas. Die Weltöffentlichkeit darf diese reform- 
willige Bevölkerung, dieses reform willige China nicht 
alleinlassen. Deswegen ist heute diese Dringhchkeits- 
debatte notwendig. 

Wirtschaftliche Liberahsierung einerseits und politi- 
scher Feudahsmus andererseits, — das geht nicht. 
Eine wirtschaftliche Liberalisierung bedarf der pohti- 
schen Öffnung nach innen und außen und der politi- 
schen Reformen. Ohne diese läuft das Ganze nicht. 

Es mag sein, daß eine weltweite Ächtung jetzt nicht 
der richtige Weg ist. Aber wir alle müssen uns über- 
legen, wie wir die MögÜchkeiten nutzen, um eine wei- 
tere Eskalation zu verhindern. 

Ich begrüße deshalb die von den US-Amerikanern 
angekündigten Maßnahmen. Ich begrüße, daß meine 
Regierung sämtliche Reisekontakte im Augenbhck 
eingestellt und die Unterzeichnung wirtschaftlicher 
Hilfsprojekte aufgeschoben hat. 

Es ist völlig richtig, was hier bereits einige Kollegen 
angeregt haben: Wir müssen zu einem gemeinsamen 
europäischen Vorgehen kommen. Wir müssen China 
klarmachen: Bei Fortsetzung des Krieges gegen die 
eigene Bevölkerung, bei Fortsetzung dieses brutalen 
Armee-Einsatzes kann es keine normalen Beziehun- 
gen zu China geben. Militärische Brutalität darf nicht 
Sieger bleiben, — nicht in China, nirgendwo auf der 
Welt. 

Vielen Dank. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Lange hat 
der Grundsatz gegolten, der Krieg sei die Fortsetzung 
der Pohtik mit anderen Mitteln. Was wir jetzt in Pe- 
king erleben, ist der Krieg einer selbsternanntenr 
aber bankrotten Führung gegen das eigene Volk. Der 
Krieg wird mit brutalen Mitteln geführt, um zu ver- 
decken, daß die Entwicklung im kommunistisch-chi- 
nesischen Machtbereich darauf zusteuert, die Situa- 
tion nicht mehr einigermaßen ausgeglichen in der 
Hand zu behalten. 

Uns trifft dies alles deswegen sicher besonders 
schwer, weil wir uns auf eine Entspannung eingestellt 


haben, eine Entspannung nicht nur im allgemeinen 
Ost-West-Verhältnis, sondern eine Entspannung auch 
innerhalb des chinesischen Reiches, innerhalb jenes 
großen Staates, der einmal immerhin den Anspruch 
erhob, die Führungsmacht in Asien zu sein. 

Wir sind auch deswegen verschreckt, weil ein Mann 
wie Deng Xiaoping als einer der großen Reformer 
— angeblich, wie wir heute wissen — , in die Ge- 
schichte Chinas eingehen wollte. Er ist ein Mann, der 
ganz offensichtlich wirtschafthche Reformen zwar an- 
gestrebt hat, aber in dem Augenblick, in dem er das, 
was die Kommunisten die Machtfrage nennen, erle- 
ben mußte, nun in einer Form zurückgeschlagen hat, 
wie es bei StaÜn und Mao Zedong übhch war, das aber 
in das augenblickliche Bild von kommunistischen Re- 
gierungen eigentlich nicht mehr hineinpaßt. 

Ich bedanke mich ausdrücklich, daß sich der Vertreter 
der Kommunistischen Partei Italiens distanziert hat. 
Ich bedaure, daß sich die Kommunisten in meinem 
Vaterland, so die Regierung der DDR, voll hinter die 
brutalen Aktionen der chinesischen Führung gestellt 
hat. 

Wir müssen feststellen, daß die Unruhen, die in Pe- 
king ausgebrochen sind und sich offenkundig über 
das weite Land verbreitet haben, nicht nur politische 
Unruhen waren, sondern auch soziale Unruhen ge- 
wesen sind, daß also der Kommunismus, der angeb- 
lich in der Lage war, die sozialen Fragen überall zu 
beantworten, hier erneut soziale Fragen aufgerissen 
hat, und zwar so stark, daß die Menschen im Grunde 
genommen nichts anderes mehr konnten, als sich ge- 
gen dieses Regime zu erheben. 

Das alte Märchen, das wir in der letzten Zeit Mao 
Zedongs oft genug gehört haben, die Kommunisten 
hätten vielleicht mit etwas harten Methoden, aber 
immerhin erreicht, daß es in China keinen Hunger 
mehr gibt, wie es ihn in Jahrtausenden vorher gab, ist 
inzwischen selbst von den regierenden Kommunisten 
als Märchen zurückgewiesen worden. Nur haben wir 
alle, wie uns einer der chinesischen Intellektuellen am 
Rande der Kulturrevolution einmal gesagt hat, dieses 
Märchen zu gerne glauben wollen, weil es in unsere 
Hoffnungen gepaßt hat, auch wenn es mit der Realität 
nicht übereinstimmt. Ich fürchte, daß wir auch in den 
letzten Jahren allzusehr von der Hoffnung zum Glau- 
ben übergegangen sind, zu dem Glauben nämlich, es 
werde dort nicht mehr jener ganz gewöhnliche Kom- 
munismus praktiziert, der spätestens seit Stahn und 
für Jahrzehnte den Kommunismus überall in der Welt 
geprägt hat. 

Wenn wir sehen, daß eine sogenannte Volksbefrei- 
ungsarmee mit Panzern, mit Artillerie und mit Maschi- 
nengewehren gegen das Volk vorgeht, dann muß man 
sagen, hier wurde nicht das Volk durch die Armee 
befreit, sondern die Regierung befreite sich durch die 
Armee vom Volke. Ich muß meinen Respekt den Ein- 
heiten der sogenannten Volksbefreiungsarmee aus- 
sprechen, die sich geweigert haben, auf ihre eigenen 
Landsleute in Peking zu schießen, um ein korruptes 
System noch für eine gewisse Zeit zu retten. 

Ich schließe mich den Ausführungen unseres Kolle- 
gen Martine an und möchte ebenfalls meinen tiefen 
Respekt vor den Toten imd Verletzten aussprechen. 
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die in den letzten Tagen zu den Opfern der Konterre- 
volution der chinesischen Führung gegen das eigene 
Volk gekommen sind. 

Ich möchte, meine verehrten Kolleginnen und Kolle- 
gen, noch ein paar Überlegungen anschheßen. Ich 
meine, wir sollten hier nicht nur im ohnmächtigen 
Zorn stehen und gegen das protestieren, was in China 
geschehen ist, sondern wir sollten hier in der Ver- 
sammlung vor allem versuchen, die Konsequenzen, 
die daraus zu ziehen sind, zu erarbeiten. Wir sollten in 
dieser Versammlung über die Verschlechterung des 
internationalen Khmas durch die Ereignisse in Peking 
nicht nur nachdenken, sondern sollten unsere Überle- 
gungen darüber in Konsequenzen umwandeln. 

Ich begrüße, daß der Pohtische Ausschuß heute mor- 
gen bereits einen Berichterstatter benannt hat, damit 
wir die Konsequenzen möglichst noch in der nächsten 
Sitzung, der Herbstsitzung, der Versammlung beraten 
können und wir damit auch in der Lage sind, unseren 
Regierungen Ratschläge für eine längerfristige Politik 
gegenüber dem jetzigen Regime in Peking erteilen zu 
können. 

Meine Damen, meine Herren, Herr Präsident, ich be- 
grüße die einhellige Verurteilung der Ereignisse in 
Peking durch diese Versammlung. Ich bin immer 
dankbar, wenn die Demokraten nicht nur von demo- 
kratischem Konsens reden, sobald es eine Feiertags- 
rede gibt, sondern daß sie diesen Konsens auch dann 
zeigen, wenn die Menschenrechte wirkhch wieder 
einmal brutal unterdrückt werden. 

Ich rufe Sie auf, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, den eigenen nationalen Regierungen Hilfe- 
stellung zu leisten, wenn sie bereit sind, Konsequen- 
zen aus dem Massaker von Peking zu ziehen, damit 
wir nicht eines Tages hier sagen: Wir haben gegen das 
Massaker zwar protestiert, aber wir haben in der nor- 
malen Pohtik dann keine Konsequenzen gezogen. 

Ich danke Ihnen, Herr Präsident. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen! Als über unsere Rundfunk- und 
Fernsehanstalten die ersten Meldungen über den Pro- 
test der chinesischen Studenten und ihre Forderungen 
nach mehr Freiheit, mehr Demokratie und weniger 
Korruption kamen, habe ich die Bilder, die über das 
Fernsehen kamen, mit großem Respekt betrachtet. Ich 
habe zu diesem Zeitpunkt — ich darf das ganz offen 
sagen — die chinesische Führung auch bewundert, 
daß sie bereit war, diesen Protest gewaltlos entgegen- 
zunehmen. Ich war deswegen beeindruckt, weil es 
wenige Wochen zuvor andere Fernsehbilder gegeben 
hatte, Fernsehbilder aus Armenien, wo über 3 500 
Menschen schwer verletzt worden sind, als Spezi- 
aleinheiten mit Spaten — nicht mit Panzern — die 
Demonstranten zusammengeschlagen hatten. Ich 
dachte: Siehe da, China, das neue China, geht einen 
anderen Weg als den klassischen Weg der Repression, 
wie er gerade in Ungarn, in der Tschechoslowakei 
oder jetzt auch in Armenien beschritten wurde. Wir 
alle, glaube ich, waren dann bestürzt, als wir sehen 
mußten, daß dieser klassische Weg der Verständi- 
gung offensichüich nicht mehr eingehalten wurde. 


Ich glaube, in dieser Debatte hat bis jetzt noch nie- 
mand gesagt, was besonders interessant dabei ist, daß 
der Erste Sekretär der Partei, nämlich Zao Ziang, der 
Mann, der die Nummer Eins in der Partei sein sollte, 
offensichüich auf seiten der Studenten gestanden hat 
und im Machtspiel innerhalb des Zentralkomitees zu- 
rückgedrängt wurde. Wir haben dann die Bilder der 
ungeheuren Brutalität des Einsatzes von Truppen auf 
dem Platz des Himmlischen Friedens gesehen. Wir 
wissen, daß in Peking noch zur Zeit gekämpft wird. 
Ich habe gerade vor einer Stunde ein Telefongespräch 
geführt und erfahren, daß Einheiten der Volksbefrei- 
ungsarmee diesen Namen offensichüich wirklich ver- 
dienen und auf seiten des Volkes für die Befreiung des 
Volkes gegen diejenigen kämpfen, die die Unterdrük- 
kung vorgenommen haben. Es sieht so aus, als könnte 
dort ein Bürgerkrieg entstehen. Das würde für uns 
bedeuten, daß wir in einem solchen Bürgerkrieg auf 
seiten derjenigen zu stehen haben, die für die Freiheit 
und gegen die Gewalt und den Terrorismus kämp- 
fen. 

Das Schhmmste in diesem Zusammenhang ist — das 
hat in diesen Tagen ein chinesischer Student ge- 
sagt — , daß es die eigenen Soldaten sind, die eigenen 
Menschen sind, die Brüder, die die Unterdrückung 
vornehmen. Das unterscheidet die Auseinanderset- 
zung etwa von der Niederwerfung des ungarischen 
Aufstandes, wo es nicht die ungarische Armee war, 
sondern die russische Armee, die diesen Aufstand 
unterdrückt hat, der übrigens weniger Tote gefordert 
hat, als jetzt offensichüich in Peking zu zählen sind. 

Es ist auch bedauerlich, daß es zwei kommunistische 
Parteien gibt, die an der Seite der Unterdrücker ste- 
hen, nämhch die Kommunistische Partei Vietnams 
und natürhch — sie darf nicht fehlen — die Sozialisti- 
sche Einheitspartei Deutschlands, die auch hier eine 
Gemeinsamkeit mit den Chinesen hat, ganz anders als 
beim ungarischen Aufstand. Denn auch dort schießen 
Soldaten einer Volksarmee auf die Bürger des eige- 
nen Volkes, wenn sie von einem Teil Deutschlands in 
den anderen Teil Deutschlands kommen wollen. 

Ich glaube, liebe Freunde, was Dudley Smith vorhin 
gesagt hat, nämhch daß wir gewisse Schlußfolgerun- 
gen ziehen müssen, die uns klarmachen, daß die Frei- 
heit noch nicht für alle Völker der Welt erreicht ist, daß 
es immer noch Kräfte gibt, die diese Freiheit unter- 
drücken wollen und bedrohen, und daß es sehr schnell 
einen Wechsel in den Stimmungen geben kann, daß 
das Schlußfolgerungen sind, die wir auch bei uns zu 
beachten haben. 

Wenn der Erste Sekretär der Chinesischen Kommuni- 
stischen Partei sich mit seiner Versöhnungspohtik of- 
fensichüich nicht durchsetzen kann, dann heißt das 
nicht, daß das unbedingt in der Sowjetunion so sein 
muß, daß der Erste Sekretär nicht scheitert. Aber es 
heißt auch nicht, daß er nicht scheitern könnte, wie es 
das Beispiel Chinas zeigt. 

Das bedeutet also, daß wir in unserer Wachsamkeit 
nicht nachlassen dürfen. Wir dürfen auf keinen Fall 
— sollte sich die Lage in China wirkhch zum Schlech- 
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teren wenden und der Terrorismus der Vergangenheit 
wieder zum Durchbruch kommen — die Bereitschaft 
haben, Millionen von chinesischen Menschen diesem 
Regime auszuliefern, auch wenn es heute entspre- 
chende Verträge — ich spiele auf Hongkong an — 
geben sollte. 

Hier sind wir herausgefordert, nicht nur Sonntagsre- 
den zu halten, sondern tatsächlich Konsequenzen zu 
ziehen. Wir alle sollten bereit sein, an der Seite derje- 
nigen zu stehen — wo immer sie sind, in diesem Fall in 
China — , die für die Freiheit kämpfen und die mit 
ihrem friedlichen Protest so deuüich gemacht haben, 
daß selbst derjenige, der friedlich gegen eine Diktatur 
demonstriert, von denen, die sich mit Gewalt an der 
Macht halten wollen, gnadenlos zusammengeschos- 
sen wird. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! Ich bedanke mich 
im Namen der Politischen Kommission und auch des 
Berichterstatters für die Beiträge, in denen sich alle 
Redner zu dem Bericht positiv geäußert haben und in 
denen die Annahme der Resolution unterstrichen 
wurde. 

Zum Verfahren rege ich an, daß wir die Resolution 
noch heute abend unmittelbar nach ihrer Verabschie- 
dung dem chinesischen Botschafter zustellen, damit 
er nicht erst morgen früh aus der Zeitung erfährt, was 
diese Versammlung über das furchtbare Drama 
denkt, das sich in seinem Land ab spielt. 


Entschließung 80 

betr. die Verurteilung der Unterdrückung und 
des an Studenten und anderen Personen 
begangenen Massakers in der 
Volksrepublik China 

DIE VERSAMMLUNG, 

(i) in rückhaltloser Verurteilung der brutalen Unter- 
drückung und des durch die Volksbefreiungsar- 
mee begangenen Massakers an Studenten und 
anderen freiheitshebenden Menschen in der 
Volksrepublik China, die auf friedhche Weise ihr 
starkes Verlangen nach Demokratie und Freiheit 
zum Ausdruck gebracht haben; 

(ü) in dem Bestreben, nicht nur auf die ungerechtfer- 
tigte Brutahtät des Vorgehens durch das chinesi- 
sche Regime, sondern auch auf die damit verbun- 
denen Gefahren für Sicherheit und Vertrauen in 
der Region hinzuweisen; 


BESCHLIESST 

in schärfster Form bei der Regierung der Volksrepu- 
bhk China gegen diese grausame Unterdrückung zu 
protestieren. 


Mittwoch, 7. Juni 1989 


Tagesordnungspunkt; 

Die Entwicklung der Ost-West-Beziehungen und 
die Sicherheit Westeuropas 

(Drucksache 1187 und addendum) 

Berichterstatter: Abg. Pontillon (Frankreich) 

Prof. Dr. Soell (SPD): Herr Präsident, wir diskutieren 
diesen Bericht vor dem Hintergrund einer Welt, die 
sich in einem raschen Wandel befindet, einer Welt, 
die, wie die Nachrichten der letzten Tage zeigen, tat- 
sächlich auch Entwicklungen zuläßt, die große Sorgen 
bereitet. 

Das, was gestern im Zusammenhang mit den schreck- 
lichen Ereignissen in China diskutiert worden ist, aber 
auch die Ergebnisse der Wahlen in Warschau haben 
sicherlich Rückwirkungen nicht nur auf die innere 
Politik dieser Länder, sondern auch auf die Ost-West- 
Beziehungen. 

Deshalb ist es besonders wichtig, daß wir in diesem 
Bericht in einer Reihe von Schlußfolgerungen ein In- 
strumentarium zur Verfügung gestellt bekommen, 
das uns erlaubt, dieser Entwicklung tatsächlich auch 
gerecht zu werden. 

Wir wissen, daß der Weg zur Erfüllung der Menschen- 
rechte, zu mehr Demokratie, voller Hindernisse ist, 
daß gerade hier in Europa es sehr unterschiedliche 
Geschwindigkeiten in dieser Entwicklung gibt, daß es 
sehr verschiedene Wege gibt, auch sehr viele Um- 
wege, und daß sich manches in einigen Ländern 
Osteuropas sogar auf einem Rückweg befindet. 

Deshalb ist es um so wichtiger, daß die westeuropäi- 
sche Gemeinschaftsbildung weitergeht und daß Wi- 
dersprüche im Atlantischen Bündnis beseitigt wer- 
den, zugleich aber auch die Bereitschaft zur Öffnung 
und zur Zusammenarbeit mit Osteuropa dokumen- 
tiert wird. 

Zu den gravierenden Widersprüchen innerhalb des 
westlichen Bündnisses gehört die Frage der Einschät- 
zung der Rolle von Nuklearwaffen. Ich habe gestern 
im Zusammenhang mit der Abstimmung über die Ent- 
schließung zum de Beer-Bericht darauf hingewiesen, 
daß schon die unterschiedliche Begrifflichkeit doku- 
mentiert, in welchem Umfang die Rolle unterschied- 
lich definiert wird. Dies bringt gerade in Krisenzeiten 
erhebliche Gefahren mit sich. 

Ich habe gestern kurz auf die Übung WINTEX/CI- 
MEX hingewiesen. Wenn wir uns vergegenwärtigen, 
daß das Einüben von Verhaltensweisen in Manövern, 
in großräumigen Übungen, natürlich das Verhalten 
der Militärs in tatsächlichen Krisen sehr stark prägt, 
dann wird sehr deutlich, daß diese Widersprüche in- 
nerhalb der Atlantischen Allianz geklärt werden müs- 
sen. 

Es geht hier — jedenfalls aus meiner Sicht — nicht um 
die grundsätzliche Frage über die Rolle von Nuklear- 
waffen überhaupt. Ich bin der Meinung, wir werden 
sie noch einige Jahre, vielleicht sogar noch sehr viel 
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länger, behalten. Das Wissen über die Produktion von 
Atomwaffen ist in der Welt. Aber es ist zu klären, wel- 
che Rolle sie im Rahmen der westlichen Verteidigung 
zu spielen haben. 

Es ist nicht nur der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern auch der in Westeuropa nicht 
deutlich zu machen, weshalb nicht im Bereich der 
Kurzstreckenwaffen baldmöglichst verhandelt wer- 
den soll, wenn auf der anderen Seite die Bereitschaft 
zu Verhandlungen existiert und offensichtlich auch 
die Bereitschaft, die bestehenden Asymmetrien, die 
ganz klar zugunsten der Sowjetunion verlaufen, zu 
beseitigen. 

Auch der Bericht des Kollegen Pontillon enthält in die- 
sem Punkt Widersprüche. Ich möchte aber darüber 
hinaus vor allem die umfassende Analyse der verän- 
derten Situation loben, die vor allem durch die Politik 
Gorbatschows entstanden ist, eine Politik, von der wir 
wissen, daß sie sehr stark von pohtischen und ökono- 
mischen Notwendigkeiten in der Sowjetunion selber 
geprägt ist. 

Die Überlegung, daß künftig eine hinreichende Ver- 
teidigung an die Stelle eines sehr offensiv verstande- 
nen Konzepts treten soll, ist vielleicht eine mindestens 
ebenso große Veränderung der strategischen Doktrin 
wie die Diskussion, die Anfang der 60er Jahre zwi- 
schen der Sowjetunion und China begann, vor allen 
Dingen nach der Kuba-Krise 1962, als die Sowjet- 
union klar erkannt hat, daß atomare Waffen keine 
Papiertiger sind — wie die chinesische Seite dies for- 
muliert hat — , sondern daß ein Atomkrieg unter allen 
Umständen vermieden werden sollte. 

Dies ist jetzt ein weiterer Schritt, der auch von der 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit im weitesten Sinne, 

zur wirtschaftlichen, kulturellen, technischen wie 
auch politischen Zusammenarbeit, begleitet ist. 

Hier bieten gerade die Schlußfolgerungen des Be- 
richts einige sehr wichtige Hinweise. Ich meine insbe- 
sondere den Hinweis, daß wir zwischen dem Europa 
der Verteidigung und dem Europa der wirtschaftli- 
chen, kulturellen und technischen Zusammenarbeit, 
aber auch dem Europa der Menschenrechte deutli- 
cher unterscheiden sollten. 

Im Bericht heißt es im Punkt 148: 

„Eine zu enge Verknüpfung zwischen dem Europa 
der Verteidigung und dem Europa der Wirtschaft 
würde die Entwicklung der Beziehungen zwischen 
Osten und Westen zweifellos schwieriger gestal- 
ten. " 

Dies ist vollkommen richtig. Wenn wir uns Europa als 
ein Europa der konzentrischen Kreise vorstellen, 
orientiert um das Europa der Neun, der Westeuropäi- 
schen Union und das Europa der Zwölf, haben wir in 
Einrichtungen wie dem Europarat, aber auch in den 
Bedingungen, die der Europarat formuliert, Möglich- 
keiten, dieses größere Europa mit aufzubauen. 

Im Unterschied zu denen, die immer vom europäi- 
schen Haus reden, aber bisher noch kein konkretes 
Konzept vorweisen können, haben wir nicht nur die 
Satzung dieses gemeinsamen europäischen Hauses, 
wir haben auch Stützpfeiler, wir haben Treppen, und 
wir haben vor allen Dingen offene Türen in diesem 


gemeinsamen europäischen Haus. Es ist wichtig, daß 
wir dieses immer wieder betonen und nicht nur defen- 
siv diese Formel übernehmen, die übrigens nicht von 
Gorbatschow geprägt worden ist, sondern die schon in 
den Diskussionen der 70er Jahre eine Rolle gespielt 
hat, allerdings immer, ohne daß sie konkretisiert 
wurde. 

Es ist deshalb wichtig, daß wir das engere Feld der 
militärischen Sicherheit, des Zusammenhangs von 
Verteidigung, Abrüstung und Rüstungskontrolle im- 
mer auch in dem weiteren Kontext der politischen und 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit sehen. Dieser Zu- 
sammenhang ist in dem Bericht des Kollegen Pontillon 
besonders betont worden. Deswegen halte ich ihn für 
unsere weitere Arbeit für besonders ertragreich. 

Ich möchte am Schluß noch einmal auf die Bemerkun- 
gen zu sprechen kommen, die der neue Generalsekre- 
tär der Westeuropäischen Union vor zwei Tagen hin- 
sichüich der künftigen Aufgaben der Westeuropäi- 
schen Union gemacht hat. Ich glaube, es ist ganz 
wichtig, daß wir im Zusammenhang mit der Sicher- 
heitspohtik im engeren Sinne und der Sicherheitspo- 
htik im weiteren Sinne, der Pohtik der stabilen Ent- 
wicklung in Europa, die Aufgaben der WEU stärker in 
der Richtung sehen, daß wir sagen: Wir wollen uns 
Gedanken darüber machen, was kommt, wenn die 
Wiener Verhandlungen über konventionelle Trup- 
penreduzierungen und wenn die Wiener Verhandlun- 
gen auch über die Reduzierung nuklearer Waffen er- 
folgreich sind. Wie sieht dann westliche Verteidigung 
aus, und wie sieht darüber hinaus die konkrete Orga- 
nisation der Zusammenarbeit zwischen Ost- und 
Westeuropa aus? 

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Vorredner 
haben den Bericht unseres Kollegen Pontillon gewür- 
digt. Ich vermag dem nichts hinzuzufügen, ich kann 
mich dem in weiten Teilen anschließen. Ich respek- 
tiere zusätzlich die Mühe und lobe die umfassende 
Information, die sich in dem Bericht unseres Kollegen 
Pontillon widerspiegelt. Ich weiß allerdings auch, wel- 
che Diskrepanzen zwischen Ankündigung, Absicht, 
Implementierung und Realisation bestehen. Dieses 
darf aber nicht bedeuten, hinter das zurückzufallen, 
was bisher als vereinbar angesehen wird. 

Ich begrüße in der Empfehlung ausdrücklich die Fest- 
stellung, daß der Vertrag über die Mittelstreckenrake- 
ten, die Konferenz über Abschaffung der chemischen 
Waffen und das Mandat über konventionelle Abrü- 
stung Aussichten und Möglichkeiten für eine allge- 
meine Verminderung des Rüstungsniveaus eröffnen. 
Ich bin für Abrüstung. Ich meine, es muß für uns 
immer wieder aufgezeigt werden, daß wir für Abrü- 
stung sein wollen, auch unter der Voraussetzung, daß 
wir unsere umfassenden eigenen Sicherheitsinteres- 
sen nicht zur Disposition stellen. 

Die letztgenannte Tatsache darf uns nicht davon ab- 
halten — wir sollten davor auch nicht die Augen ver- 
schließen — , in dem Entwurf der Empfehlung aus- 
drücklich zu bedauern, daß die taktischen Gefechts- 
feldwaffen wie die nukleare Artillerie ausgeklam- 
mert sind, daß sie inhaltlich überhaupt nicht vorkom- 
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men, daß nicht gesagt wird: Auch darüber muß ver- 
handelt werden. Die nukleare Artillerie ist aufgrund 
ihrer Reichweite eine Bedrohung der jeweihgen eige- 
nen Bevölkerung und unter dem Gesichtspunkt der 
Abschreckung insofern von zweifelhaftem Wert. Sie 
haben — das möchte ich betonen — in erster Linie die 
Funktion von Kriegsführungswaffen und sind allein 
schon deshalb abzulehnen. 

Wenn es richtig ist, wie der Berichterstatter unter Zif- 
fer 30 seines Berichts schreibt, daß dem neuen strate- 
gischen Denken der Sowjetunion neben dem Konzept 
der „reasonable sufficiency" das Konzept der gegen- 
seitigen Sicherheit zugrunde hegt, ein Konzept, wel- 
ches beinhaltet, gemeinsame Anstrengungen zu un- 
ternehmen, um Verhandlungen über Rüstungsbe- 
grenzung zum Erfolg zu verhelfen, dann ist es not- 
wendig, darauf zu reagieren. Nicht einmal zu agieren 
ist erforderlich — nämhch Vorleistungen zu erbrin- 
gen — nur zu reagieren reicht schon. 

Die Frage ist, ob Umstrukturierung und Modernisie- 
rung der Raketen kurzer Reichweite die einzige Ant- 
wort der NATO sein kann. Manche unterstellen ei- 
nem, man würde folgendes nicht sehen: Das Kern- 
problem der Sicherheit in Europa ist die Überlegen- 
heit der konventionellen Streitkräfte des Warschauer 
Paktes. Dies ist immer noch sof auch dieses weiß ich. 
Allerdings müssen Ungleichgewichte, die für Stabih- 
tät und Sicherheit nachteilig sind, beseitigt werden. 
Auch dies ist richtig, und dem stimme ich zu. 

Zutreffend ist aber auch: Stabilität und Sicherheit in 
Europa sind nur dann dauerhaft, wenn Staaten und 
Bündnisse verteidigungsfähig bleiben. Dies betrifft 
nicht nur das Bündnis, sondern auch Staaten. Dies 
heißt, daß der jeweihge Staat, der betroffen ist, für sich 
die Entscheidung fällen muß und glaubhaft erkennen 
muß, daß das, was er in einer Auseinandersetzung 
verteidigt, von vornherein nicht allein beinhaltet, 
seine eigene Nation zur Disposition zu stellen. 

Für mich stellt sich in diesem Zusammenhang weiter- 
hin die Frage, ob die Empfehlung an den Rat unter 
Ziffer 4 e ein Sicherheitssystem festzulegen, das auf 
der Aufrechterhaltung der konventionellen und nu- 
klearen Systeme basiert, um zu verhindern, daß die 
Abschreckung an Wirksamkeit verhert, nicht eher 
kontraproduktiv wirkt; denn anstatt die nukleare Ab- 
schreckung langfristig zu überwinden und abschaf- 
fen zu wollen, wird sie durch diese Feststellung, näm- 
hch „Aufrechterhaltung", aber für immer festge- 
schrieben. Eine Formuherung wie: ein Sicherheitssy- 
stem festzulegen, das unsere gemeinsame Sicherheit 
in Ost und West garantiert, unabhängig davon, daß 
die Abschreckung gegenwärtig auf konventionellen 
und nuklearen Systemen basiert, ist nach meiner Ein- 
schätzung weniger mißverständhch und wäre ein 
Schritt in die richtige Richtung und eine Zielsetzung, 
die aufzeigt, wie wir es verändern wollen. Ich finde, 
diese Formulierung ist in der Zielsetzung klar und bie- 
tet die Basis für einen aktiven Dialog mit den osteuro- 
päischen Staaten, ohne die essentiellen eigenen Si- 
cherheitsinteressen dabei zu vernachlässigen bzw. 
überhaupt vernachlässigen zu wollen. 

Die aus NATO-Kreisen geäußerte Meinung, die 
NATO würde bei aller Verhandlungsbereitschaft 


nicht weiter in eine Situation allzu großer Unterlegen- 
heit auf dem Gebiet der Raketen sehr kurzer Reich- 
weite kommen, vermag etiiche Mitglieder der West- 
europäischen Union zufriedenzustellen. Als Mitghed 
der deutschen Delegation und insbesondere als Sozi- 
aldemokrat lehne ich Systeme, die in erster Linie 
meine eigene Bevölkerung derart bedrohen — ich 
spreche jetzt wiederum von der nuklearen Artille- 
rie — ab. 

Insofern meine ich, sehr geschätzter Kollege Caro, in 
diesem Punkt einen kleinen Dissens zu Ihrer Rede 
festgestellt zu haben. Dabei bin ich mir durchaus dar- 
über im klaren, daß beides übersetzt worden ist und 
ich diese besondere Aussage, die Sie mit Ihren Aus- 
führungen im einzelnen gemacht haben, vielleicht 
doch nicht ganz verstanden habe. 

Ich habe vorhin davon gesprochen, daß Staaten und 
Bündnisse verteidigungsfähig bleiben müssen. Ich 
muß meiner eigenen Bevölkerung klarmachen, daß, 
wenn verteidigt wird, die eigene Bevölkerung letzt- 
hch mit verteidigt wird. Daß wir dies im großen Bund 
der. Westeuropäischen Union oder innerhalb des 
NATO-Bündnisses tun, ist ganz selbstverständhch. 

Ob wir wollen oder nicht, ich finde, wir müssen auf die 
Bereitschaft der UdSSR reagieren. Wir sollten, wenn 
sie Verhandlungen anbieten, glaubhaft etwas dage- 
gensetzen, und zwar positiv. Dies sind wir unseren 
eigenen Völkern, unserem Europa schuldig. Wir kön- 
nen es sogar tun, ohne eigene Sicherheitsinteressen 
leichtfertig aufs Spiel zu setzen. Wir sollten darüber 
diskutieren, wie wir dies gemeinsam lösen. Es hilft 
nichts, wie ich der Presse gelegenthch entnehme, daß 
einzelne Nationen oder einzelne Regierungschefs den 
jeweihgen anderen Vorhalten, sie wären auf Grund 
der Situation nach 1945 in eine besondere Position 
gedrängt worden und man hätte das letzthch hinzu- 
nehmen. 40 Jahre danach und später bin ich zumin- 
dest für meine Kinder nicht bereit, dies hinzunehmen. 
Vielmehr muß man es in einem gemeinsamen Dialog 
vernünftig diskutieren. In diesem Sinne bitte ich, daß 
wir gemeinsam an einer vernünftigen Lösung arbei- 
ten und uns nicht gegenseitig Vorhaltungen ma- 
chen. 

Herzhchen Dank. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! Liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! Zunächst möchte ich dem 
Kollegen Caro und dem Kollegen Baumei für das, was 
sie ausgeführt haben, sehr danken. Es wird den einen 
oder anderen nicht verwundern, daß ich ihre Meinung 
weitgehend teile. Es wird Sie aber auch nicht verwun- 
dern, daß ich den Kollegen Soell und Klejdzinski in 
einigen Teilen widersprechen werde. 

Ich bin der Meinung, daß in der Frage der europäi- 
schen Sicherheitspohtik ein paar grundsätzliche Be- 
merkungen einfach notwendig sind. 

Zunächst einmal müssen wir uns darüber im klaren 
sein: Daß es zu dieser Entwicklung überhaupt kam, ist 
darauf zurückzuführen, daß die Einheit des Bündnis- 
ses in der Auseinandersetzung um die sogenannte 
Nachrüstungsfrage erhalten geblieben ist. Es ist nicht 
so, daß es umgekehrt eine Bereitschaft der Sowjet- 
union vor dem Nachrüstungsbeschluß gegeben hätte. 
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uns entgegenzukommen. Das Verhalten der Sowjet- 
union ist vielmehr eine Folge der Festigkeit des west- 
lichen Bündnisses, den Nachrüstungsbeschluß durch- 
zuführen. 

Obwohl uns damals gerade von der Opposition im 
eigenen Lande angekündigt wurde, in den Verhand- 
lungen werde eine Eiszeit eintreten und es werde 
überhaupt nicht mehr zu Verhandlungen kommen, 
hat genau diese Festigkeit dazu geführt, daß es zu 
neuen Verhandlungen kam und daß es zu den Ab- 
schlüssen von Reykjavik als einer ersten Stufe kam. 

Im Zusammenhang mit der ganzen Sicherheitsdiskus- 
sion sind wir jetzt in eine Phase eingetreten, die spe- 
ziell eine deutsche Frage aufwirft. Das ist in den Aus- 
führungen des Kollegen Klejdzinski sehr klar gewor- 
den, der eindringlich daran erinnert hat, daß eine 
40jährige Vergangenheit überwunden werden 
müsse. Er erinnerte ein bißchen an einen Bestseller, 
den es in der Bundesrepublik zur Zeit gibt, der von 
dem bekannten Historiker Arnulf Bahring geschrie- 
ben wurde und der den Titel „Der neue Größenwahn" 
hat und sich mit bestimmten Aspekten deutscher Poli- 
tik der Gegenwart beschäftigt. 

Wenn man das zu Ende denkt, was Kollege Klejd- 
zinski hier eingeführt hat — ich will ihm da gar nicht 
widersprechen — , etwa das, was er zu Fragen der 
nuklearen Artillerie gesagt hat, dann muß er sich na- 
türlich die Frage stellen lassen, warum es zu einer sol- 
chen Situation gekommen ist, ob man nicht vielleicht 
beim INF-Abkommen etwas zu sehr mit heißer Nadel 
gearbeitet hat. Ich denke nur an die Frage der Per- 
shing la, die nach meiner Ansicht zu diesem Zeit- 
punkt nicht richtig entschieden wurde. Und er muß 
sich die Frage stellen lassen, inwieweit auch die Op- 
position in der Bundesrepublik Deutschland hierzu 
wirklich eine Alternative hat. 

Ich habe dieser Tage im Europawahlkampf eine Podi- 
ums-Diskussion mit dem Spitzenkandidaten der SPD 
in Bayern gehabt, mit Herrn Gerhard Schmid. Er ist 
Mitglied des Parteirates, ist Bezirksvorsitzender. Er ist 
ein bedeutender Funktionär der Sozialdemokrati- 
schen Partei. 

— Ja, Bayern ist ein Bestandteil der Bundesrepublik. 
Ich weiß zwar, daß in Bayern die SPD zur Zeit bei 25 % 
liegt, aber das braucht hier keine Rolle zu spielen. — 
Aber in dieser Debatte, Kollege Klejdzinski, hat fol- 
gendes eine Rolle gespielt. Es ging um die Tiefflieger 
und um das, was Kollege Baumei gerade im Zusam- 
menhang mit den neuen Verhandlungen hier ange- 
sprochen hat. 

Herr Kollege Gerhard Schmid aus dem Europäischen 
Parlament sagte: Wir können auf die Tiefflüge ver- 
zichten; wir müssen mehr Raketen einsetzen; wir 
müssen in unsere Kalkulation die Cruise Missiles ein- 
beziehen, um gerade den atomaren Abschreckungs- 
effekt zu erhalten. Ich würde dem zustimmen. Nur ist 
das nicht die Meinung der Sozialdemokratischen Par- 
tei, wie sie im Bundestag vertreten wird. 

Das deutet natürlich darauf hin, daß der gewisserma- 
ßen aus einem Populismus herrührende Drang, Nu- 
klearwaffen sozusagen überhaupt abzulehnen, genau 
das Ziel ist, das die sowjetische Politik seit Jahrzehn- 


ten in Europa verfolgt hat. Da gab es den Rapacki- 
Plan, und da gab es andere Vorschläge, die aus dem 
Ostblock gekommen sind. Ich gehöre nun einmal zu 
denjenigen, die glauben, daß die Sicherheit in Europa 
seit 1945 in erster Linie dadurch erhalten worden ist, 
daß wir die nukleare Abschreckung gehabt haben, 
und zwar beidseitig. Ich bin der Überzeugung, es wird 
auch in Zukunft so bleiben, daß wir diese Waffen nicht 
wieder aus der Welt schaffen können, ähnhch wie es 
die Päpste im Mittelalter nicht geschafft haben, die 
mörderische Armbrust, die sie für ewige Zeiten ver- 
dammt hatten, aus der Welt zu schaffen. Sie haben die 
Armbrust später lediglich durch die Entwicklung 
überholen lassen. 

Ich bin also der Meinung, liebe Freunde, daß wir in 
der Frage der Abrüstung die nukleare Komponente 
nicht vergessen dürfen. Wir müssen uns darüber klar 
sein, daß es im konventionellen Bereich erhebhch ver- 
längerte Verhandlungen geben wird, die nicht ganz 
einfach sein werden. 

Wer gestern abend bei den Gesprächen mit dem stell- 
vertretenden sowjetischen Außenminister Karpow in 
der Botschaft dabei war, wird sich vielleicht an eine 
Bemerkung des Herrn Karpow erinnern. Er hat ge- 
sagt: Bei dem Angebot der Amerikaner bezüglich des 
Abbaus der konventionellen Streitkräfte geht es ja 
nicht nur um die Stationierung amerikanischer Trup- 
pen in anderen Ländern, sondern man muß auch die 
Stationierung von Truppen anderer Länder in frem- 
den Ländern einbeziehen, z. B. die Stationierung der 
deutsch-französischen Brigade, wenn Sie so wollen, 
oder der Rhein- Armee, um auch ein solches Beispiel 
aufzuzeigen. 

Hier ist natürlich unmittelbar die Westeuropäische 
Union konfrontiert. Denn es gibt einen Vertrag von 
Brüssel. Darin steht, daß eine Grundlage des Bündnis- 
ses der Westeuropäischen Union die Stationierung der 
Rhein-Armee auf dem Festland ist. Das heißt, wenn 
man bei diesen Verhandlungen überhaupt weiter- 
kommen will, muß man erst einmal den Vertrag der 
Westeuropäischen Union ändern, wenn die Interpre- 
tation, wie sie gestern Herr Karpow vorgenommen 
hat, Wirklichkeit werden soll. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch zwei 
Bemerkungen zu anderen Problemen machen, die mit 
der Abrüstung nicht im Zusammenhang stehen. 

Zunächst eine Bemerkung zur Entwicklung im östli- 
chen Bündnis. Hier müssen wir uns darüber im klaren 
sein, daß unterschiedliche Bewegungen im Gange 
sind. Über Ungarn können wir nur Erfreuliches be- 
richten. In Polen hat eine Wahl gezeigt, daß die Kom- 
munistische Partei in der Bevölkerung keinerlei Anse- 
hen mehr hat. Dort hat aber der Regierungssprecher 
erklärt, dieses Wahlergebnis entspreche nicht den ge- 
sellschaftlichen Notwendigkeiten. So etwas kennen 
wir aus der Vergangenheit. Die „Süddeutsche Zei- 
tung" schreibt heute in ihrem Leitartikel mit Recht, 
daß Kommunistische Parteien eben nicht bereit sind, 
die Macht freiwillig abzugeben. 

Von Rumänien oder gar der DDR möchte ich in diesem 
Zusammenhang gar nicht sprechen; denn immerhin 
ist die DDR neben Vietnam das einzige Land, das treu 
auf der Seite derjenigen steht, die die friedlich demon- 
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strierenden Studenten auf dem Platz des Himmlischen 
Friedens zusammenkartätschten. 

Das Problem der Perestrojka, die wir alle begrüßen, ist 
für die Bereiche der Verbündeten der Sowjetunion 
also noch nicht eindeutig geklärt. 

Was die Sowjetunion selber betrifft, so hat, glaube ich, 
gerade der Volksdeputiertenkongreß gezeigt, daß 
auch dort die Probleme nicht so einfach sind. Man 
muß sich daran erinnern, daß der Friedensnobel- 
preisträger Sacharow dort niedergebrüllt wurde, als er 
es wagte, im Zusammenhang mit dem Afghanistan- 
Einsatz der Roten Armee eine gewisse Kritik zu 
üben. 

Ich glaube, das Hauptproblem der Perestrojka in der 
Sowjetunion ist eines, was in der Vergangenheit auch 
die meisten westlichen Länder hatten, die es aber 
längst überwunden haben, nämlich das Problem der 
Aufarbeitung des Kolonialismus. Während sich die 
westlichen Länder von ihren Kolonien getrennt haben 
und sich die Kolonien emanzipiert haben und selb- 
ständig und frei geworden sind, ist dieses Problem im 
Bereich der Sowjetunion noch nicht gelöst. 

Heute lesen wir wieder von 50 Toten in Usbekistan, 
Demnächst werden wir wieder etwas über Armenien 
und Georgien lesen oder etwas über die baltischen 
Staaten. Dann wissen wir, daß eben das Problem des 
zaristischen Kolonialismus in der Sowjetunion nicht 
gelöst wurde, weil die Kommunisten in Rußland ge- 
nau dieses kolonialis tische System übernommen und 
beibehalten haben. 

Georgien und Armenien werden auf die Dauer ein 
Problem bleiben. Es gab in Georgien einmal eine sozi- 
aldemokratische sozialistische Republik. Das war un- 
mittelbar nach dem Zusammenbruch des Zarenreichs. 
Das Deutsche Reich sah diese Republik damals als so 
hervorragend an, daß es den Pressesprecher des da- 
maligen Reichspräsidenten Ebert, einen Sozialdemo- 
kraten, als Botschafter nach Tiflis schickte. Als er dort 
ankam, war diese Republik allerdings schon von der 
Roten Armee beendet worden. Und wir wissen, daß 
die Folgen des Hitler- Stalin- Pakts nicht nur für die 
baltischen Staaten, sondern z. B. auch für einen Teil 
Rumäniens, die heutige Sowjetrepublik Moldau, un- 
mittelbar Platz griffen, da Staaten, die nicht im Krieg 
miteinander standen — wie Rumänien und die So- 
wjetunion — , aufgrund eines Paktes zwischen zwei 
Diktatoren bestimmte Landesteile abtreten mußten. 

Erst wenn diese Probleme des Kolonialismus Ruß- 
lands gelöst sind, wird es wirklich zu einem Erfolg für 
Perestrojka und Glasnost und damit auch zu einer 
weiteren Verbesserung der Friedensfähigkeit zwi- 
schen Ost und West kommen können. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich teile die Befriedigung 
über die Gesamtentwicklung im Ost- West- Verhält- 
nis, die in dem Bericht des KoUegen Pontillon und 
auch in den meisten der Diskussionsbeiträgen zum 
Ausdruck kam. In einem Punkt allerdings wurden in 
einigen Debattenbeiträgen die Realitäten in der Ent- 
wicklung Europas im Verhältnis zur Sowjetunion in 
den letzten vier Jahrzehnten nicht richtig dargestellt. 
Ich habe mit Erstaunen zur Kenntnis genommen, daß 


es hier Kollegen gibt, die meinen, wir müßten eine 
gewisse Dankbarkeit gegenüber Gorbatschow zum 
Ausdruck bringen oder der Westen müsse auf Gorba- 
tschow reagieren. 

Meine Damen und Herren, ich bin der festen Über- 
zeugung, daß der Wettbewerb der Systeme, der seit 
vier Jahrzehnten in Europa stattfindet, vom Westen 
gewonnen worden ist und diese Tatsache die Grund- 
lage für die gesamte weitere Gestaltung der Politik 
gegenüber der Sowjetunion ist. 

Der Kalte Krieg war ein Verteidigungskrieg des We- 
stens gegen den Weltherrschaftsanspruch der Kom- 
munisten. Wir sind stark und entschlossen gebheben 
imd haben allein durch diese Stärke und Entschlos- 
senheit den Menschen im Osten die Chance eröffnet, 
heute und in Zukunft die Freiheit wiederzuerlangen. 
Pluralistische Demokratie und Menschenrechte im 
politischen Bereich und Marktwirtschaft haben sich 
gegen Diktatur und Totalitarismus und gegen die zen- 
tral geleitete Planwirtschaft des Ostens durchgesetzt. 
Mit anderen Worten: Der Kommimismus hat diesen 
Wettbewerb verloren. Gorbatschow ist die Antwort 
auf den Erfolg des Westens. Er reagiert auf die Stra- 
tegie des Westens, Es ist jetzt nicht die große Stunde 
des Herrn Gorbatschow, der als Zentralsonne europäi- 
scher Politik erscheint. Nein, es sind Männer wie 
Churchill, Schumann, Monet, de Gasperi und Ade- 
nauer, die die Männer dieser Stunde sind, denn sie 
haben für Europa Frieden imd Freiheit bewahrt. 

Westeuropa als Hort des Friedens und der Freiheit, 
als Insel des Wohlstands in der Welt hat sich als so 
attraktiv erwiesen, daß der Kommunismus heute ver- 
sucht, unsere Lenkungssysteme einzuführen, um zu 
retten, was zu retten ist, nämlich demokratische 
Strukturen in Staat und Partei und marktwirtschaftli- 
che Strukturen im wirtschaftiichen Bereich. Hingegen 
sehe ich bei uns in Westeuropa außer einigen skurri- 
len Existenzen und einigen kommunistischen Reak- 
tionären heute niemanden, der kommunistische Len- 
kungsmethoden in unser System einführen wollte. 

Auch in den Rüstungsdebatten der letzten Jahre hat 
das Konzept des Westens Erfolg gehabt. Die Nachrü- 
stung der Pershings hat die Abrüstung ermöglicht. 
Auch in diesem Punkt ging die Rechnung auf, und 
welche Diskussionen haben wir auch hier, in diesem 
Saal, in den Jahren 1983 und 1984 geführt! Recht 
behalten haben die Befürworter der Nachrüstung! 

Meine Damen und Herren, alles in allem: Wir können 
selbstbewußt sein. Wir unterstützen selbstverständ- 
lich die Entwicklung im Osten, die sich als Ergebnis 
des Bankrotts des Kommunismus in Europa und der 
Welt heute vollzieht. 

Aber wir müssen vorsichtig bleiben: Wachsamkeit ist 
und bleibt der Preis der Freiheit, gerade heute. Ein 
Blick nach Polen zeigt, wie die Kommunisten in der 
Nichtanerkennung demokratisch zustande gekom- 
mener Wahlergebnisse oder — wie in China — in Ant- 
wort auf die Erhebung von Studenten und Arbeitern 
reagieren. 

Wir wollen gemeinsam das europäische Haus bauen. 
Aber in dieses Haus wünscht die letzte Kolonialmacht 
dieser Erde einzuziehen. Perestrojka, also der Umbau, 
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muß in der Sowjetunion vorangehen. Die Völker 
Asiens, die Völker des Baltikums, müssen ihre Frei- 
heit, ihre eigene Staathchkeit erhalten. Nur dann ist es 
möghch, mit einer solchen russischen Repubhk, die 
sich als europäische Macht begreift, im europäischen 
Haus auch wirklich gut miteinander zu leben. 

Darum empfehle ich nicht bhnden Eifer, der Wunsch 
und Wirklichkeit verwechselt, sondern Besonnenheit 
für uns alle im Bewußtsein, daß der Wettbewerb der 
Systeme für uns erfolgreich ausgegangen ist und daß 
wir damit eine gute Basis für die Zukunft haben, wenn 
der Westen auch weiterhin einig und geschlossen 
bleibt. 

Danke sehr. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! Ich möchte im Na- 
men des Politischen Ausschusses allen herzhch dan- 
ken, die an dieser Debatte teilgenommen haben. Mein 
besonderer Dank und meine Anerkennung aber gel- 
ten unserem Berichterstatter und auch unserem Aus- 
schußsekretär. 

Dieser Bericht behandelt ein schwieriges und komple- 
xes Thema. Seine Bearbeitung wurde nicht dadurch 
erleichtert, daß erst in den letzten Tagen, in der vori- 
gen Woche beim NATO-Gipfel, neue Tatsachen auf- 
getreten sind, die in dem Bericht behandelt werden 
mußten. Der Berichterstatter hat seine eigene Mei- 
nung nicht verschwiegen, er hat sich aber stets um 
Konsens bemüht. Ich bin ihm dafür besonders dank- 
bar. 

Der Ausschuß hat den Bericht in zwei Sitzungen bera- 
ten. Er hat ihm zugestimmt, und zwar bei einer Ge- 
genstimme und einer Enthaltung. Wir haben gestern 
in einer weiteren Sitzung das Addendum beraten so- 
wie einige der Ihnen vorliegenden Änderungsan- 
träge. Ich bitte Sie im Namen des Ausschusses, Bericht 
und Addendum anzunehmen. 

Die Entwicklung in einigen osteuropäischen Nach- 
barländern und die Entspannung im Ost-West-Ver- 
hältnis eröffnen Chancen für Ost und West. Der Be- 
richt zeigt diese Chancen auf, läßt aber zugleich er- 
kennen, daß wir nicht von heute auf morgen greifbare 
Ergebnisse haben werden, daß wir einen langen 
Atem brauchen. Ich meine, wir sollten diese Chance 
nutzen, und zwar mit Mut, zugleich aber auch mit 
Augenmaß. 


Empfehlung 471 

betr. die Entwicklung der Ost-West-Beziehungen 
und die Sicherheit Westeuropas 

DIE VERSAMMLUNG 

(i) vertritt die Auffassung, daß der vor vier Jahren 
in der Sowjetunion eingeleitete Reformprozeß 
nunmehr Verhältnisse geschaffen hat, die ent- 
scheidende Fortschritte im Hinblick auf eine auf 
dem Verhandlungswege erreichte Rüstungs- 
begrenzung, die Einleitung und Entwicklung ei- 
nes ernsthaften Dialogs und eine breitangelegte 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten West- 
und Osteuropas ermöglichen; 


(ü) stellt fest, daß nach dem Vertrag über die Mittel- 
streckenraketen die Veranstaltung der ersten 
Konferenz über die Abschaffung der chemi- 
schen Waffen und die Verabschiedung des 
Mandats für die Konferenz über konventionelle 
Abrüstung Aussichten für eine allgemeine Ver- 
minderung des Rüstungsniveaus in Europa er- 
öffnen; 

(üi) begrüßt die Anstrengungen der Sowjetunion, 
durch die Veröffentlichung genauer und aus- 
führhcher Angaben über das mihtärische Poten- 
tial der Sowjetunion, die Verhandlungen über 
den Rüstungsabbau auf der Grundlage größerer 
Transparenz zu führen und Daten vorzulegen, 
die für einen effektiven Vergleich mit den von 
den westlichen Staaten vorgelegten Daten ge- 
eignet sind, und begrüßt ebenfalls die ersten 
einseitigen sowjetischen Streitkräfteverringe- 
rungen in Osteuropa; 

(iv) begrüßt die Tatsache, daß die Staats- und Regie- 
rungschefs der Mitgliedstaaten des Atlantischen 
Bündnisses am 29. und 30. Mai in Brüssel über- 
eingekommen sind, einen Vorschlag über eine 
substantielle Reduzierung der konventionellen 
Waffen vorzulegen und klarzustellen, unter wel- 
chen Bedingungen sie bereit sein würden, über 
eine Reduzierung der nuklearen Kurzstrecken- 
waffen in Europa zu verhandeln; 

(v) stellt mit Befriedigung fest, daß im Jahre 1988 
zahlreiche Konflikte in der ganzen Welt beige- 
legt wurden; 

(vi) begrüßt den zwischen der Versammlung der 
Westeuropäischen Union und dem Obersten So- 
wjet der Sowjetunion aufgenommenen Aus- 
tausch; 

(vii) berücksichtigt die Tatsache, daß das neue so- 
wjetische Konzept der „reasonable sufficiency" 
(angemessenen Hinlänghchkeit) noch nicht in 
konkrete Maßnahmen umgesetzt wurde und da- 
her noch nicht als unumkehrbar bezeichnet wer- 
den kann, hofft jedoch auf den Erfolg der Wiener 
Verhandlungen über die Reduzierung der kon- 
ventionellen Waffen; 

(vüi) stellt außerdem fest, daß die neue Dislozierung 
und Umstrukturierung der sowjetischen Streit- 
kräfte noch lange nicht abgeschlossen sind und 
erwartet die Durchführung der defensiven Stra- 
tegie, welche im Grundsatz von der Sowjetunion 
vorgeschlagen wurde; 

(ix) begrüßt die Beteiligung der Sowjetunion und 
ihrer Verbündeten an allen Aktivitäten der Völ- 
kergemeinschaft, die darauf abzielen, den Frie- 
den in Gebieten, wo er bedroht ist, wiederherzu- 
stellen oder zu konsolidieren und die Verbrei- 
tung nuklearer Waffen zu verhindern; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. die Weiterentwicklung der Strategie, Strukturie- 
rung und Dislozierung der sowjetischen Streit- 
kräfte aufmerksam zu verfolgen und der Versamm- 
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lung über die aus seiner Analyse gezogenen 
Schlxißfolgerungen zu berichten; 

2. die von der NATO und dem Warschauer Pakt ver- 
öffenüichten Angaben über Streitkräfte und Be- 
waffnung zu vergleichen, um bestehende Unter- 
schiede zwischen den von beiden Seiten vorgeleg- 
ten Daten zu klären; 

3. in bezug auf alle Verhandlungen über Rüstungs- 
begrenzung oder -verbot, an denen Mitgliedstaa- 
ten teilnehmen, Konsultationen zwischen deren 
Delegationen abzuhalten, um auf der Grundlage 
der in der Haager Plattform niedergelegten Prinzi- 
pien die Position der Mitgliedstaaten abzustim- 
men; 

4. enge Konsultationen mit seinen amerikanischen 
Verbündeten zu führen, um; 

a) die in Brüssel am 29. und 30. Mai festgelegten 
Grundsätze anzuwenden, um Fortschritte bei 
den Verhandlungen über die Reduzierung der 
konventionellen Waffen sicherzustellen und um 
alle Initiativen im Bereich der nuklearen Kurz- 
streckenwaffen mit dem Erfolg dieser Verhand- 
lungen zu verbinden; 

b) Mittel und Wege für die Einführung eines neuen 
Sicherheitskonzepts festzulegen, welches si- 
cherstellt, daß für keinen Teil Europas die Si- 
cherheit vermindert oder der Sicherheit eines 
anderen Teils Europas untergeordnet wird; 

c) ein Sicherheitssystem festzulegen, welches auf 
der Aufrechterhaltung der konventionellen und 
nuklearen Systeme auf dem erforderlichen Ni- 
veau basiert, um zu verhindern, daß die Ab- 
schreckung an Wirkung verliert; 

d) die Aufgaben und Verantwortlichkeiten inner- 
halb des Atlantischen Bündnisses neu zu defi- 
nieren mit dem Ziel, einen multilateralen Lö- 
sungsansatz für das Thema Sicherheit zu errei- 
chen; 

e) die Erfordernisse für eine wirksame Verifikation 
der Anwendung der Übereinkommen über kon- 
ventionelle und chemische Rüstung festzule- 
gen; 

f) keine Maßnahmen zu ergreifen, die im Wider- 
spruch zu eingegangenen Verpflichtungen ste- 
hen oder weitere Fortschritte bei den Verhand- 
lungen über die Begrenzung der konventionel- 
len Rüstung gefährden könnten; 

5. auf der frühestmöglichen Wiederaufnahme der 
START- Verhandlungen zu bestehen; 

6. im Rahmen des Europarates einen aktiven Dialog 
über alle Fragen, die in seine Zuständigkeit fallen, 
mit allen osteuropäischen Staaten, die hierfür die 
Voraussetzungen erfüllen und den Wunsch äu- 
ßern, sich an einem solchen Dialog zu beteihgen, 
zu fördern; 

7. in allen geeigneten Gremien die Entwicklung jeg- 
licher Art von Austausch zwischen Westeuropa und 
den Staaten Osteuropas sowie eine Annäherung 
zwischen diesen Staaten und allen Organisationen, 


die sich für die Förderung der Freizügigkeit von 
Ideen, Personen, Währungen, Dienstleistungen 
und Gütern einsetzen, zu fördern. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Zukunft der Sicherheit Europas 
— Antwort auf den Jahresbericht des Rates — 

(Drucksache 1185) 

Berichterstatter: Abg. van der Sanden (Niederlande) 

Prof. Dr. Soell (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Herr van der San- 
den hat seinen Bericht in der gewohnten Präzision 
abgegeben und zugleich eine Reihe von interessanten 
neuen Aspekten, insbesondere was die Veränderun- 
gen des Brüsseler Vertrages angeht, hinzugefügt. Ich 
möchte mich seinen Erwägungen in diesem Zusam- 
menhang voll anschließen. 

Das gilt insbesondere auch für die Frage, wie wir Mit- 
glieder des Atlantischen Bündnisses, die in der näch- 
sten Zeit nicht Mitglieder der Westeuropäischen 
Union werden können, die aber gleichzeitig bereit 
sind, hier mitzuarbeiten, in ein engeres Verhältnis zur 
Westeuropäischen Union bringen können. Die Vor- 
schläge, die in diese Richtung gehen, möchte ich 
ebenfalls voll unterstützen. 

Ich glaube, es ist sinnvoll, daß wir in Fragen, die z. B. 
Probleme der Mittelmeerländer angehen, die z. B. 
Probleme des Nahen Ostens — also Gebiete, die 
ebenfalls auf die Sicherheit Europas ein wirken — an- 
gehen, diese Länder an der Arbeit der Ausschüsse 
mitbeteiligen, wenn dies formal möglich ist. 

Besonders möchte ich seine Überlegungen unterstüt- 
zen, die sich auf das Europäische Institut für Sicher- 
heitsstudien beziehen. Wir wollen hier keinen großen 
neuen Apparat schaffen, aber wir wollen hier ein Zen- 
trum der Koordinierung aufbauen, das in der Lage ist, 
das Wissen, das wir in den einzelnen Ländern auf ver- 
schiedenen Ebenen, in verschiedenen Bereichen 
schon haben, zu integrieren. 

Natürlich gibt es Hindernisse im Konsensus, die in 
den unterschiedlichen Interessen der einzelnen Mit- 
glieder der Westeuropäischen Union liegen. Aber 
viele Probleme in der Wahrnehmung, in der Analyse, 
in den operativen Schlußfolgerungen, entstehen auch 
dadurch, daß es bisher kein Zentrum gibt, in dem sol- 
ches Wissen und solche Informationen gesammelt 
werden. Wir haben hier sehr unterschiedliche Lagen 
in den einzelnen europäischen Ländern. 

Vielleicht hängt ein Teü der unterschiedlichen Wahr- 
nehmung der Entwicklung in Osteuropa, besonders in 
der Sowjetunion, auch damit zusammen, daß mit sehr 
unterschiedlichem Gewicht Forscher tätig sind, die 
diese Entwicklung analytisch begleiten. 

Ich erwähne das Beispiel der Bundesrepublik: Hier 
sind nicht nur in wissenschaftlichen Instituten, son- 
dern auch in großen Privatuntemehmen, in den poli- 
tischen Stäben, in der Regierung, im Parlament, in den 
politischen Stiftungen eine vierstellige Zahl von For- 
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schem vorhanden, die nicht nur Papiere schreiben, 
sondern die Zusammenkommen, einen Dialog eröff- 
nen, sowohl untereinander wie auch mit Forschem in 
Ländern Osteuropas und der Sowjetunion. 

Ich glaube, einem Bündnis von Demokratien, das auf 
Offenheit angelegt ist, auf wissenschaftlichen Aus- 
tausch, das auf Rationalität setzt, ist es besonders an- 
gemessen, diese Form der Beeinflussung stärker in 
den Vordergmnd zu rücken, nicht nur die Instrumente 
des 19. Jahrhunderts, Militär und Diplomatie, sondern 
gerade auch die Zusammenarbeit der Forscher und 
die Erträge dieser Zusammenarbeit stärker in den 
Mittelpunkt zu rücken und dafür im Rahmen der WEU 
entscheidende Voraussetzungen zu schaffen. 

Wie gesagt: Es bedarf keines großen Apparates, es 
bedarf vor allen Dingen der Fähigkeit zur Koordinie- 
mng dieses Dialogs. 

Wenn wir dieses in den nächsten Jahren schaffen und 
insbesondere auch die Versammlung beteiligen 
— hier unterstütze ich voll das, was der Kollege van 
der Sanden zur Beteihgung der Versammlung an den 
Aufsichtsgremien dieses Instituts gesagt hat — , dann 
werden wahrscheinhch bestimmte Überreaktionen, 
z. B. was die Entwicklung der öff entheben Meinung in 
bestimmten Ländern und ihre Bewertung durch die 
öff enthebe Meinung anderer Länder angeht, sich ab- 
schwächen, und es wird ein sehr viel normaleres Ver- 
fahren bei der Einschätzung der öff entheben Meinimg 
anderer Länder Platz greifen. 

Ich hoffe sehr, daß gerade eine erweiterte Fachdiskus- 
sion, die wissenschaftheh untermauert ist, die öff enth- 
ebe Meinung positiv beeinflußt. 

Wenn ich mir — das erlaube ich mir zum Schluß — 
bestimmte hysterische Reaktionen etwa in der ameri- 
kanischen öffenthehen Meinung im Zusammenhang 
mit der Kurzstreckenraketendebatte in der NATO vor 
Augen halte, dann sehe ich, daß es hinsichtheh einer 
wirkheh vernünftigen Einschätzung dessen, was z. B. 
in der Bundesrepubhk Deutschland an Debatten von- 
statten geht, offensichtheh enorme Defizite gibt. 

Ich hoffe, daß ein solches Institut mit dazu beiträgt, 
solche Debatten sehr viel rationaler und wirkhehkeits- 
näher zu gestalten. 

Ich bedanke mich sehr für die Aufmerksamkeit. 

Antretter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Seit Dezember 1987 ist dies nun 
schon der vierte Bericht, den unser KoUege van der 
Sanden dem gleichen Themenkreis gewidmet hat. Es 
geht nach wie vor um die letztlich immer noch unge- 
löste Frage, ob und wie wir Europäer es wohl fertig- 
bringen werden, Modalitäten zu finden, die uns in die 
Lage versetzen, die Fragen der europäischen Sicher- 
heit in einer sich rapide verändernden Welt gemein- 
sam zu bewältigen. 

Wie schon seine vorangegangenen Analysen und 
Vorschläge zu diesem Thema gezeigt haben, hat un- 
ser bewährter Berichterstatter auch in seinem jetzt 
vorgelegten Bericht Probleme, um die es geht, ganz 
hervorragend herausgearbeitet. Ich stimme seinen 
Schlußfolgerungen und dem Empfehlungsentwurf zu. 
Auf wenige einzelne Punkte möchte ich gleich noch 


kurz eingehen, zunächst aber etwas Generelles sa- 
gen. 

Die Frage der zukünftigen europäischen Sicherheit ist 
aktueller denn je. Insofern sehe ich einen engen Zu- 
sammenhang mit dem ebenfalls fundierten Bericht 
des Kollegen Pontillon, den wir heute Vormittag de- 
battiert und verabschiedet haben. Wenn man die in- 
terne Entwicklung in einigen osteuropäischen Staa- 
ten, beispielsweise in Ungarn und Polen, beobachtet, 
aus denen fast jeden Tag neue Nachrichten zu uns 
kommen, aus denen hervorgeht, daß die dort seit 1945 
etabherten und verkrusteten Machtstrukturen aufzu- 
weichen beginnen, wo erste, wenn auch noch be- 
scheidene Schritte zur Demokratisierung unternom- 
men werden, so hätte eine solche Entwicklung noch 
vor wenigen Jahren niemand Voraussagen können, 
ohne als Phantast zu gelten. 

Dies betrifft natürlich auch die Entwicklung in der 
Sowjetunion. Herr Pontillon hat sich damit gründlich 
auseinandergesetzt. Gerade in den letzten Tagen ha- 
ben wir neue Nachrichten über Nationalitätenkon- 
flikte in diesem riesigen Land bekommen, dieses Mal 
aus Usbekistan. Wie sich diese zentrifugalen Kräfte 
auswirken werden, wissen wir noch nicht. Aber alle 
diese Ereignisse — dies wissen wir — können uns in 
Europa nicht gleichgültig sein. 

Wir haben gestern ausführheh über die Ereignisse in 
der Volksrepubhk China gesprochen. Ich möchte die 
Debatte jetzt nicht neu eröffnen, obwohl es fast so 
scheint, als sei unsere gestrige Entschließung ange- 
sichts der neuen Nachrichten schon wieder veraltet. 
Ich möchte lediglich zum Ausdruck bringen — ich bin 
sicher, daß es allen Angehörigen des Verteidigungs- 
ausschusses, die mit in China waren, ebenso geht wie 
mir — , daß mich die Bilder von dem unvorstellbar bru- 
talen Vorgehen der Streitkräfte gegen die Studenten 
um so tiefer erschüttert haben, als wir ja noch kurz 
vorher bei eben diesen Streitkräften zu Gast gewesen 
waren. Inzwischen schießen Teile der Armee nun 
schon aufeinander. Hinter diesen sich überstürzenden 
Nachrichten tritt der Tod des iranischen AjatoUah 
Khomeini fast etwas in den Hintergrund, obwohl seine 
Folgen für die Entwicklung des islamischen Funda- 
mentalismus und sein Einfluß auf die Lage im Nahen 
und Mittleren Osten für Europa von großer Bedeutung 
sein können. 

Warum nenne ich all diese Beispiele, die sich durch- 
aus fortführen lassen? Weil sie zeigen, daß auf unse- 
rem Globus eine Menge in Bewegung geraten ist, und 
weil alle diese Ereignisse einen mehr oder weniger 
engen Bezug auf die zukünftige Gestaltung der euro- 
päischen Sicherheit haben können. Um so dringheher 
scheint es, daß wir Europäer, die wir der WEU ange- 
hören, uns endlich einmal einen Ruck geben, um die 
seit Jahren geführten und manchmal kleinkarierten 
Streitereien über Organisations- und Konzeptionsfra- 
gen nunmehr zu einem erfolgreichen Abschluß zu 
bringen. Während auf der Welt die sensationellsten 
Dinge vor sich gehen, sind wir in der WEU seit nahezu 
fünf Jahren überwiegend mit uns selbst beschäftigt. 
Wir sollten uns nichts vormachen. Die einzige kon- 
krete Außenwirkung, die die WEU bisher erzielen 
konnte, war die gemeinsame Flottenaktion im Persi- 
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sehen Golf. Dies war ein Erfolg der WEU. Das sollte 
man nicht geringschätzen. 

Aber wie steht es mit dem Einfluß auf die spezifischen 
Sicherheitsprobleme in Europa selbst? Dies sind doch 
die Hauptelemente der Daseinsberechtigung unserer 
Organisation. Wo war und ist hier die Stimme Europas 
zu hören? 

Nicht erst in den letzten Wochen ging es um die Aus- 
arbeitung eines westlichen Gesamtkonzepts in Si- 
cherheits- und Rüstungskontrollfragen. Wir alle ste- 
hen noch unter dem Eindruck der Austragung grund- 
legender Meinungsverschiedenheiten zwischen ver- 
schiedenen Bündnispartnern in dieser Frage. 

Die im Oktober 1987 verabschiedete Plattform euro- 
päischer Sicherheitsinteressen hatte der WEU in den 
hier interessierenden Fragen durchaus klare Aufga- 
ben zugewiesen. Die Außen- und Verteidigungsmini- 
ster hatten dort nämhch u. a. gemeinsam beschlossen 
— ich zitiere — : 

Wir werden eine aktive Rüstungskontroll- und Ab- 
rüstungspolitik mit dem Ziel verfolgen, künftige 
Entwicklungen so zu beeinflussen, daß in ganz Eu- 
ropa die Sicherheit erhöht und Stabilität und Zu- 
sammenarbeit gefördert werden. 

Weiter heißt es: 

Wir sind entschlossen, unser Gesamtkonzept für Rü- 
stungskontrolle und Abrüstung im Einklang mit der 
Erklärung des Bündnisses vom 12. Juni 1987 fortzu- 
entwickeln. 

Was aber geschah wirklich? Über die eigentlichen 
Streitpunkte bei der Ausarbeitung eines solchen Kon- 
zepts gab es auf der Ministerratstagung der WEU am 
3. und 4. April dieses Jahres offenbar nur einen infor- 
mellen Gedankenaustausch. Anscheinend wurde gar 
nicht erst versucht, hier zu gemeinsamen Positionen 
zu kommen. Es bedurfte erst einer spektakulären In- 
itiative des neuen amerikanischen Präsidenten auf 
dem NATO-Gipfel in Brüssel, um einen Kompromiß 
zu finden. 

Es ist das Verdienst des Verteidigungsausschusses 
unserer Versammlung, daß es ihm schon vorher ge- 
lungen war, sich auf der parlamentarischen Seite auf 
eine gemeinsame WEU-Haltung in den aktuellen Rü- 
stungskontrollfragen zu verständigen, als er nämhch 
Ende April in Bonn den Bericht von Herrn de Beer 
verabschiedete. Dies war zu einem Zeitpunkt, als die 
Wellen der öff entheben Auseinandersetzung diesseits 
und jenseits des Atlantiks über die zukünftige Be- 
handlung der nuklearen Kurzstreckensysteme am 
höchsten schlugen. 

Die Stimme Europas hat sich hier also zumindest im 
parlamentarischen Bereich erhoben. Aber sie wurde 
in der Öffenthehkeit nicht wahrgenommen. Sie ging 
sogar buchstäbhch in dem aUgemeinen Getöse der 
öffentheh geführten Auseinandersetzung unter. 

Dieses Beispiel zeigt, Herr Präsident, wie weit wir 
noch von dem Ziel entfernt sind, einen bestimmenden 
Einfluß auf die Gestaltung der europäischen Sicher- 
heit zu nehmen. Es ist daher nicht verwunderlich, daß 
die „Frankfurter Allgemeine Zeitung ihre Berichter- 


stattung über die diesjährige Tagung unserer Ver- 
sammlung unter die Überschrift setzte: „NATO- 
Nachlese bei der WEU- Versammlung in Paris“. Als 
würde bei uns nur das wiedergekaut werden, was 
anderswo schon längst entschieden ist. 

Schon auf dem Kolloquium in Florenz schien es mir 
wichtig, deutlich zu machen, daß sich die WEU nicht 
mehr lange darauf beschränken kann, lediglich als 
Diskussionsforum zu dienen. Leider habe ich den 
Eindruck, daß man bei einigen Regierungen kaum 
daran interessiert ist, an diesem Zustand etwas zu 
ändern. 

Dies klang z. B. bei dem mündhehen Bericht de^ bri- 
tischen Ministers Younger an, als er den bisherigen 
Ratsbericht vortrug. Die Haltung der britischen Regie- 
rung kommt noch deutiieher zum Ausdruck in einer 
Antwort auf eine im Februar im Unterhaus von unse- 
rem Kollegen Hill gestellte Frage zum Thema Rü- 
stungskontrolle. Die Antwort lautete: 

Der WEU-Rat ist ein Forum für einen Gedankenaus- 
tausch in Sicherheits- und Rüstungskontrollfragen. 
Es bleibt Aufgabe der NATO, gemeinsame Positio- 
nen über spezifische Aspekte der Rüstungskontrolle 
zu definieren und der Öffenthehkeit zugängheh zu 
machen. 

Ich weiß nicht, inwieweit diese Haltung in dieser Form 
von allen Ratsmitgliedern geteilt wird. Wenn dies der 
Fall wäre, könnten wir jedenfalls auch in Zukunft 
nicht erwarten, daß wir Europas Stimme in Verteidi- 
gungs- und Rüstungsfragen hören werden. 

Von Staatsminister Schäfer aus meinem Land haben 
wir kürzheh in Bonn eine etwas andere Formuherung 
gehört. Er sprach davon, daß sich die WEU zu einem 
aktiven Konsultationsgremium der Europäer für ak- 
tuelle sicherheitspolitische Fragen entwickelt habe. 
Aber auch diese Formuherung geht letztheh nicht viel 
weiter. 

Ich stimme Herrn van der Sanden durchaus zu, wenn 
er sagt, daß die augenbhekhehe Weltsituation, in der 
vieles im Fluß ist, nicht der Zeitpunkt ist, wo es darauf 
ankäme, durchgreifende Entscheidungen für die Si- 
cherheit Europas zu treffen. Gott sei Dank ist das so. 
Aber wir wissen nicht, ob dieser Zeitpunkt nicht plötz- 
hch schneUer kommt, als wir erwartet haben. Dann 
wäre es doch mißheh, wenn sich unsere WEU immer 
noch in einem unfertigen Zustand befände. 

Zum Schluß noch zwei konkrete Punkte. Ich habe den 
Eindruck, daß man sich im Rat bei der Vertragsrevi- 
sion recht viel Zeit nehmen wül. Auch wenn diese 
Arbeit gründheh überlegt sein wiU, soUte dieser Pro- 
zeß doch zügig geführt werden. Und die Versamm- 
lung soUte hier regelmäßig auf dem laufenden gehal- 
ten werden. 

Vielleicht kann im nächsten Bericht auch wieder et- 
was über den deutsch-französischen Verteidigungs- 
rat gesagt werden, dessen Sekretariat kürzheh seine 
Arbeit in Paris aufgenommen hat. Es handelt sich 
zwar um ein bilaterales Gremium; es sollte uns aber 
alle interessieren. 

Ich möchte Herrn van der Sanden zu seinem heutigen 
Bericht ebenso beglückwünschen wie zu den vorher- 
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gehenden. Ich finde aber, daß wir ihn noch nicht aus 
der Thematik entlassen können, sondern ihn bitten 
müssen, diese Probleme in seiner bewährten Weise 
weiterzuverfolgen. 

Vielen Dank. 


Empfehlung 472 

betr. die Zukunft der Sicherheit Europas — 
Antwort auf den Jahresbericht des Rates 

DIE VERSAMMLUNG 

(i) nimmt den im Dokument 1168 enthaltenen Ent- 
schheßungsantrag zur Kenntnis; 

(ii) hat den zweiten Teil des 34. Jahresberichtes des 
Rates zur Kenntnis genommen; 

(iü) stellt fest, daß die Regierungen der Mitglied- 
staaten anläßlich des Beitritts von Portugal und 
Spanien zur WEU beschlossen haben, eine Revi- 
sion des geänderten Brüsseler Vertrages vorzu- 
bereiten und nimmt die Erklärung des amtieren- 
den Ratsvorsitzenden vom 16. März 1989, daß 
„entsprechend dem Verlauf der Arbeit in dieser 
Angelegenheit regelmäßige Konsultationen mit 
der Versammlung stattfinden werden", zur 
Kenntnis; 

(iv) stellt fest, daß der Rat erklärt hat, daß „er bereit 
sei, den Erfordernissen der Versammlung zu 
entsprechen, die sich als direkte Folge aus der 
Erweiterung ergeben"; 

(v) stellt fest, daß der Ministerrat „den Ständigen 
Rat angewiesen hat, die Frage eines Instituts für 
strategische Studien und die damit verbundene 
Frage der WEU- Agentur zu prüfen"; 

(vi) erinnert daran, daß der Präsidialausschuß zu 
diesen Punkten in der Empfehlung 467 *) eine 
Stellungnahme abgegeben hat, mit der der Rat 
nachdrücklich auf gef ordert wird, „ein europäi- 
sches Institut für Sicherheitsstudien einzurich- 
ten..., um in Verteidigungsangelegenheiten 
eine europäische Sicht zu fördern" und „das 
Mandat der Sicherheitsagenturen der WEU zu 
einem Abschluß zu bringen"; 

(vü) ist der Ansicht, daß das Kolloquium über die 
Zukunft der europäischen Sicherheit, das vom 
21. — 23. März 1989 in Florenz veranstaltet 
wurde, einen nützlichen Überblick über die 
neuen Gegebenheiten in dieser Frage ermög- 
licht hat, an dem sich die Arbeit der WEU in den 
nächsten Jahren orientieren wird; 

(viü) ist der Ansicht, daß die Versuche des Europäi- 
schen Parlaments, die Angelegenheit der euro- 
päischen Sicherheit zu übernehmen, nicht an- 
gebracht sind; 


•) s. Anhang S. 34 


I. 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. ein Organigramm der intergouvernementalen Or- 
gane der WEU vorzulegen; 

2. der Versammlung in seinem Jahresbericht ausführ- 
liche Angaben über alle Aspekte der Anwendung 
des geänderten Brüsseler Vertrages zu übermit- 
teln; 

3. weiterhin die Versammlimg in regelmäßigen Ab- 
ständen über seine sämtlichen Aktivitäten zu un- 
terrichten, insbesondere durch die regelmäßigen 
Schreiben des Generalsekretärs; 

4. sicherzustellen, daß die Empfehlimgen der Ver- 
sammlung ausführlicher und unverzüglicher von 
ihm beantwortet werden; 

5. unverzüglich in Übereinstimmung mit der Ge- 
schäftsordnung der Versammlung für die Delega- 
tionen Portugals und Spaniens die benötigten 
Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen; 

6. zu diesem Zweck frühestmöglich der Empfeh- 
lung 467 zu entsprechen; 

7. eine aktivere Informationspolitik zur Unterrichtung 
der Öffentiichkeit über die Erfordernisse der euro- 
päischen Sicherheit zu fördern; 

8. umgehend den Entwurf einer Satzung für ein euro- 
päisches Institut für Sicherheitsstudien auszuarbei- 
ten und diesen Entwurf der Versammlung mit dem 
Ziel einer gemeinsamen Prüfung der Auswirkun- 
gen seiner Anwendung vorzulegen; 

9. sicherzustellen, daß eine inkorrekte Auslegung des 
Vertrages von Rom und der Einheitlichen Europäi- 
schen Akte nicht die Anwendung des geänderten 
Brüsseler Vertrages beeinträchtigt; 


II. 

EMPFIEHLT DEM RAT EBENFALLS, 

1, sobald wie möglich zu erläutern, welche Bestim- 
mungen des geänderten Brüsseler Vertrages er be- 
absichtigt zu ändern; 

2. keine Bestimmungen zu vereinbaren, welche die 
Wirksamkeit von Artikel V schwächen könnten; 

3. die Präambel sowie die Artikel I, II und III des Ver- 
trages, die die WEU zu einem wichtigen Faktor bei 
der Errichtung einer Europäischen Union machen, 
im vollen Wortlaut beizuhalten; 

4, die Bestimmung von Artikel IX, nach der sich die 
Versammlung aus Delegationen aus den nationa- 
len Parlamenten der Mitgliedstaaten zusammen- 
setzen muß, beizubehalten. 
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Tagesordnungspunkt: 

Ansprache von Verteidigungsminister 
Jean-Pierre Chevenement (Frankreich) 


(Themen: Brüsseler Gipfeltreffen — Reformbewegung 
in den Warschauer-Pakt-Staaten — sowjetische Abrü- 
stung svor schlage — europäischer Pfeiler in der Alli- 
anz — Verifikation der Abrüstungsvereinbarungen — 
Europäisches Institut für strategische Studien auf hö- 
herer Ebene — europäisches Verteidigungsbewußt- 
sein) 

Dr, Ahrens (SPD): Herr Minister, hat Frankreich dem 
Rat bereits gezielte, detaillierte und konkrete Vor- 
schläge bzgl. der von Ihnen angesprochenen Projekte 
vorgelegt? 

Verteidigungsminister Chevdnement teilt in seiner 
Antwort mit, daß dem Rat bereits einige Vorschläge 
unterbreitet worden seien. Für das weitere Vorgehen 
ergebe sich nunmehr die Notwendigkeit, detaillier- 
tere Berichte auszuarbeiten. Entscheidend sei der po- 
litische Wille, die Projekte in die Wirklichkeit umzu- 
setzen. 

Steiner (SPD): Herr Minister, halten Sie es, wenn Sie 
von Abschreckung sprechen, für erforderhch, daß 
dazu das Arsenal von ca. 4 500 Gefechtsköpfen not- 
wendig ist, die wir zur Zeit in Mitteleuropa für die 
Abschreckung einsatzbereit gelagert haben? 

Und wie werten Sie die Tatsache, daß die Brüsseler 
Gipfelvereinbarung zwar Verhandlungen über nu- 
kleare Kurzstreckenwaffen in Aussicht stellt, aber mit 
keinem Wort die nuklearen Gefechtsfeldwaffen er- 
wähnt? 

In seiner Antwort führt Verteidigungsminister Chevö- 
nement aus, daß die Übersetzung des französischen 
Ausdrucks „dissuasion" in den deutschen Ausdruck 
„Abschreckung" unvollständig sei. Es sei besser, ihn 
mit „Kriegsverhinderung durch Abschreckung" zu 
übersetzen. Das französische Konzept der Hinläng- 
lichkeit (suffisance) bedeute, daß dem potentiellen 
Angreifer ein größerer Schaden zugefügt werden 
könne, als er selbst zu verursachen imstande sei. Es sei 
notwendig, über ein Abwehrsystem gegen gegneri- 
sche Raketensysteme zu verfügen. Die Bedrohung 
durch Nuklearwaffen würde den potentiellen Angrei- 
fer davon abhalten, konventionelle Streitkräfte einzu- 
setzen. Das französische Konzept der letzten Warnung 
beinhalte, daß zunächst nur ein Angriff auf ein rein 
militärisches Ziel erfolge, bevor die strategischen Ab- 
schreckung swaffen eingesetzt würden. 

Steiner (SPD): Herr Minister, ich möchte noch einmal 
nachfragen. In meiner Frage war ein Zweifel enthal- 
ten, daß wir für die nukleare Abschreckung im Be- 
reich der Kurzstreckenwaffen ca. 4 500 Gefechts- 
köpfe benötigen. 

Ich wollte Sie bitten, einmal zu erklären, ob das wirk- 
lich in dieser Größenordnung vorhanden sein muß. 


Verteidigungsminister Chevönement betont, daß er 
sich in seiner Eigenschaft als französischer Minister 
geäußert und das französische Konzept entwickelt 
habe. Auch wenn die Allianz über ca. 4 000 Gefechts- 
köpfe verfüge, so sei der Warschauer Pakt mit ca. 
6 000—10 000 Gefechtsköpfen im Vorteil. Zu berück- 
sichtigen sei, daß die nuklearen Gefechtsfeld- und 
Kurzstreckenwaffen, über die die NATO verfüge, 
nicht die gleiche strategische Abschreckungswirkung 
wie die der französischen Abwehrwaffen ausübe. Der 
Beschluß von Brüssel, zunächst das Ergebnis der Ver- 
handlungen über die Reduzierung konventioneller 
Waffen abzuwarten, bevor eine Entscheidung über die 
Einleitung von Verhandlungen über nukleare Kurz- 
streckenwaffen falle, sei zu begrüßen. 

Abschließend unterstreicht der Minister, daß sich 
Frankreich dem Konzept der flexiblen Antwort der 
NATO nie angeschlossen habe und sich daher Vorbe- 
halte, Kritik hieran zu üben. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Minister, ich möchte mich 
jetzt nicht weiter mit den nuklearen Gefechtsfeldwaf- 
fen befassen — obwohl es mich reizen würde — , weil 
ich mich nicht auf dieses Glatteis begeben möchte. 

Vielmehr möchte ich zu Ihren Erklärungen im Zusam- 
menhang mit dem Aufklärungssatelliten nachfragen. 
Ich stimme mit Ihnen insbesondere in der Beurteilung 
der Notwendigkeit überein, daß wir ihn brauchen. 

Mich würde es interessieren, wie Sie sich das in der 
Auslegung denken, ob es ein Allwetter- Aufklärungs- 
satelht sein soll, ob es gleichzeitig industriepohtisch 
ein europäisches Konsortium sein soll und wie viele 
Aufklärungssatelhten man Ihrer Meinung nach benö- 
tigt. 

Mich würde insbesondere interessieren, ob Sie auf der 
Außenminister- und Verteidigungsministerebene ein- 
mal über die Finanzierungsmodalitäten nachgedacht 
haben. Denn ich gehe davon aus, daß es, wenn man so 
etwas umsetzt, einige Milharden DM kosten wird. 

Verteidigungsminister Chevönement erinnert daran, 
daß der Satellit „Helios" ein französisch-spanisch-ita- 
lienisches Projekt sei und daher bereits ein europäi- 
scher Satellit existiere. 


Die Entwicklung eines Aufklärungssatelliten und 
seine Entsendung in den Weltraum könne zu einer 
wirkungsvollen Überwachung der Abrüstungsverein- 
barungen und der Übermittlung von Anzeichen even- 
tueller Krisenherde beitragen. Um dieser Aufgabe 
wirkungsvoll nachzukommen, müsse es sich um einen 
mit Radar und Infrarotstrahlen ausgestatteten Satelli- 
ten handeln. Die Kosten für einen solchen Satelliten, 
die in Milliardenhöhe lägen, müßten unter den Mit- 
gliedstaaten gerecht aufgeteilt werden. Dieses Geld 
sei gut ausgegebenes Geld, da es der Satellit ermög- 
liche, unbeobachtet Bilder aufzunehmen. 
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Donnerstag, 8. Juni 1989 

Tagesordnungspunkt: 

Neue Technologien und ihre Auswirkungen 
auf die europäische Verteidigung 

(Drucksache 1186) 

Berichterstatter: Abg. van der Werff 
(Niederlande) 

(Themen: Verstärkte Zusammenarbeit der westeuro- 
päischen Bündnispartner bei Forschung, Entwicklung 
und Produktion neuer Technologien — Notwendigkeit 
einer entschlossenen und aktiven Raumfahrtpolitik in 
Westeuropa — Rationalisierung und Arbeitsteilung 
der Streitkräfte — neue Konzepte für die Sicherheit 
Westeuropas) 


Empfehlung 473 

betr. neue Technologien und ihre Auswirkungen 
auf die Verteidigung Europas 

DIE VERSAMMLUNG 

(i) weiß, daß in überschaubarer Zukunft die Vertei- 
digung der Front Mitteleuropas weiterhin eine 
äußerst wichtige Aufgabe für die mit der Vertei- 
digung Westeuropas beauftragten Streitkräfte 
sein wird; 

(ii) stellt warnend fest, daß die besondere Aufmerk- 
samkeit und höchste Priorität, die diesem Be- 
reich eingeräumt werden, nicht die Wachsam- 
keit in bezug auf die atlantischen Seeverbindun- 
gen, die Freiheit der Schiffahrt und den Druck 
auf die Nord- und Südflanken Europas vermin- 
dern darf; 

(iü) weiß, daß sich die Regierungen der WEU-Staa- 
ten gleichzeitig mit abnehmenden Bevölke- 
rungstendenzen imd mit Haushaltszwängen bei 
ihren Verteidigungsbudgets befassen müssen; 

(iv) ist sich bewußt, daß Waffensysteme der Hoch- 
technologie wertvolle Möglichkeiten im Hin- 
blick auf die Einsparung von Personal enthalten, 
erkennt jedoch an, daß diese Systeme einen hö- 
heren Ausbildungs- und Instandsetzungsstan- 
dard verlangen; 

(v) ist sich bewußt, daß die Hochtechnologie stark 
erweiterte Möglichkeiten in bezug auf Feuer- 
kraft, Treffgenauigkeit, Gefechtsfeldmanage- 
ment und in bezug auf praktisch jeden Bereich 
der militärischen Aktivitäten bietet; 

(vi) zeigt sich jedoch besorgt im Hinblick auf die 
Anfälligkeit, Zuverlässigkeit und Verfügbarkeit 
von Waffensystemen der Spitzentechnologie, 
insbesondere unter Bedingungen länger andau- 
ernder Operationen; 

(vii) betont jedoch, daß unter Einbeziehung von For- 
schung und Entwicklung 10 bis 15 Jahre erfor- 
derlich sind, um Waffensysteme der Hochtech- 


nologie und andere militärische Hardware bei 
der Truppe einzuführen; 

(vüi) verweist auf ihre Empfehlungen über die Be- 
deutung verstärkter Zusammenarbeit in West- 
europa im Hinblick auf Forschung, Entwicklung 
und Produktion von Verteidigungsgerät; 

(ix) betont die Notwendigkeit einer entschlossenen 
und aktiv eingebundenen Raumfahrtpolitik Eu- 
ropas, die auch eine Position in bezug auf die 
militärischen Aspekte und einen möglicher- 
weise bevorstehenden Wettlauf um ASAT-Waf- 
fen (Anti-Satelliten-Systeme), welcher eine de- 
stabilisierende Auswirkung auf die Sicherheit 
Europas haben könnte, beinhalten sollte; 

(x) ist sich bewußt, daß die NATO ein neues, umfas- 
sendes Konzept über das militärische Potential 
neuer Technologien ausarbeitet, welches Aus- 
wirkungen auf bestehende Analysen haben 
könnte; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. im Lichte der neuen Technologien geänderte Kon- 
zepte für die Sicherheit Westeuropas und die Ver- 
teidigung der Front Mitteleuropas auszuarbeiten; 

2. die auf europäischer Seite erforderlichen Anstren- 
gungen in bezug auf Stärke der Streitkräfte, militä- 
risches Gerät, Forschung, Entwicklung und Pro- 
duktionskapazität der Rüstungsindustrie sowie in 
bezug auf die notwendigen Mittel zu ermitteln; 

3. einen umfassenden Bericht über alle Länder, die 
tatsächlich müitärische Satelliten benutzen und auf 
sie angewiesen sind, sowie über die politisch-mili- 
tärischen Auswirkungen dieser Abhängigkeit zu 
erstellen und dabei die Existenz von Anti-Satelli- 
ten-Systemen (ASAT) und die verschiedenen Op- 
tionen im Hinblick auf eine Begrenzung oder ein 
Verbot des Einsatzes dieser Waffen zu berücksich- 
tigen; 

4. zu untersuchen, in welchen Bereichen der Vertei- 
digungshochtechnologie für die europäische Rü- 
stungsindustrie wirkliche Chancen einer Kopro- 
duktion einschließlich von Forschung und Ent- 
wicklung auf gleichberechtigter Basis mit der ame- 
rikanischen Rüstungsindustrie bestehen; 

die Regierungen der Mitgliedstaaten dringend zu 
ersuchen: 

a) ihre Anstrengungen verstärkt und deutlicher er- 
kennbar fortzusetzen, wie in der Empfehlung 
455 und der diesbezüglichen Antwort des Rates 
ausgeführt; 

b) jede einseitige Kürzung in den Verteidigungs- 
haushalten, die einseitige Veränderungen der 
Aufgabenstellung ihrer Streitkräfte nach sich 
ziehen könnte, zu verhindern; 

c) sich ernsthaft mit einer Rationalisierung und Ar- 
beitsteilung unter den mit der Verteidigung Eu- 
ropas beauftragten Streitkräfte zu befassen, um 
nicht mit der Unlösbarkeit dieses Problems kon- 
frontiert zu werden, wenn die Beschaffung der 
nächsten Generation von noch kostspieligeren 
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Hochtechnologie- Waffensystemen angekün- 

digt wird; 

d) darauf zu bestehen, daß mihtärische Experten 
und Rüstungsindustrie der Entwicklung von zu- 
verlässigeren, leichter verfügbaren und weniger 
anfälhgen Waffensystemen der Hochtechnolo- 
gie absolute Priorität einräumen. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Beziehungen zu den Parlamenten 
und zur Öffentlichkeit 

(Drucksache 1181) 

Berichterstatter: Abg. Burger 
(Luxemburg) 

(Themen: Verbesserung der Informationspolitik 
— Einführung von Debatten in den nationalen Parla- 
menten über die Entwicklung in der WEU -Unterrich- 
tung der Ausschüsse der nationalen Parlamente über 
die Beschlüsse der Versammlung der WEU) 


Entschließung 81 

betr. die Beziehungen zu den Parlamenten 
und zur Öffentlichkeit 

DIE VERSAMMLUNG, 

(i) ist überzeugt, daß die institutionellen Beziehim- 
gen zwischen der Versammlung der WEU und 
den Parlamenten der Mitgliedstaaten ein wesent- 
licher Bestandteil der parlamentarischen Kon- 
trolle in bezug auf die Anstrengungen der Regie- 
rungen, ihre Verteidigungs- und Sicherheitspoli- 
tik in der WEU zu harmonisieren, sind; 

(ü) ist daher der Ansicht, daß die Arbeit der WEU- 
Versammlung in den Parlamenten der meisten 
Mitgliedstaaten eine bessere Würdigimg xmd 
Weiterverfolgung erfahren sollte; 

(üi) begrüßt die unternommenen Anstrengungen zur 
Verbesserung der Informationspolitik der WEU- 
Versammlung; 

(iv) würdigt das unter britischer Ratspräsidentschaft 
veranstaltete Seminar über das veränderte öffent- 
liche Bewußtsein in der Frage der Verteidigung 
Europas; 

(v) betrachtet die Teilnahme einer Delegation aus 
der Versammlung an diesem Seminar als einen 
nützlichen ersten Schritt in Richtung auf eine en- 
gere Zusammenarbeit zwischen der Versamm- 
lung und dem Rat im Bereich der Öffentlichkeits- 
arbeit; 

(vi) begrüßt die Gründung eines Verbandes ehemali- 
ger Teilnehmer der europäischen Seminare für 
Verteidigungsfragen in Folge des vom französi- 
schen Studieninstitut für Fragen der nationalen 
Verteidigung (IHEDN) in Paris veranstalteten er- 
sten europäischen Seminars im November 1988; 


ERSUCHT DIE LEITER DER NATIONALEN 
DELEGATIONEN DRINGEND, 

1. in Übereinstimmimg mit den in ihren Parlamenten 
festgelegten Verfahren den Antrag zu stellen, im 
Rahmen von Plenarsitzungen Debatten über die 
Entwicklungen in der WEU sowie über die Rolle 
bei der Konsolidierung der europäischen Sicher- 
heit zu veranstalten imd damit: 

a) den Mitgliedern der Regierungen die Möglich- 
keit zu geben, ihre Parlamente über diese Fra- 
gen zu informieren; 

b) den Mitgliedern der nationalen Delegationen 
eine Möglichkeit zu geben, die von der WEU- 
Versammlung vertretenen Positionen zu erläu- 
tern; 

2. zu beantragen — und damit dem von der französi- 
schen Nationalversammlung angewandten Ver- 
fahren zu folgen — , daß die Leiter der nationalen 
Delegationen regelmäßig von den Ausschüssen ih- 
rer Parlamente, die für die von der Versammlung 
der WEU behandelten Angelegenheiten zuständig 
sind, gehört werden, mit dem Ziel, diese Aus- 
schüsse über die Empfehlungen der Versammlung 
zu unterrichten und sie zu ersuchen, diesen Emp- 
fehlungen zu entsprechen; 

ERSUCHT DIE BELGISCHEN DIENSTSTELLEN, 

sicherzustellen, daß eine bestimmte Anzahl von Mit- 
gliedern der WEU-Versammlung zum nächsten euro- 
päischen Seminar für Verteidigungsfragen eingela- 
den wird. 


Anhang: 

Empfehlung 467^) 

betr. die Errichtung eines europäischen Instituts für 
Sicherheitsstudien auf höchster Ebene 

DIE VERSAMMLUNG 

(i) verweist auf die Vorschläge zur Errichtung eines 
europäischen Instituts für Sicher heits Studien und 
stellt fest, daß diese Vorschläge den insbesondere 
in den Empfehlimgen 442 und 463 der Versamm- 
lung zum Ausdruck gebrachten Vorschlägen ent- 
sprechen; 

(ii) ist der Ansicht, daß ein solches Institut und die 
Dienste der Versammlung eine fruchtbare Zusam- 
menarbeit her st eilen könnten; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1 . im Rahmen der Bestimmungen von Artikel VIII Ab- 
satz 2 des geänderten Brüsseler Vertrages ein eu- 
ropäisches Institut für Sicherheits Studien zu errich- 
ten, das einen europäischen Verteidigungsgeist 
fördern soll; 


1) Vom Präsidialausschuß am 16. März 1989 gemäß Artikel 14, 
Absatz 2 der Geschäftsordnung der Versammlimg angenom- 
men. 
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2. dieses Institut im Gebäude oder am Sitz der Ver- 
sammlung einzurichten; 

3. die Einstellung des Personals dieses Instituts auf 
der Grundlage besonderer Quahfikationen, die für 
diese Aufgabe erforderhch sind, vorzunehmen; 

4. dem Greffier der Versammlung die Verantwort- 
hchkeit für die allgemeinen Dienste zu übertragen 


(Gebäudeverwaltung, Konferenzräume, Doku- 
mentation, Sicherheit); 

5. das Mandat der Sicherheitsagenturen der WEU zu 
beenden; 

6. die vorliegende Empfehlung unverzüglich zu ver- 
wirklichen. 
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